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Vorwort 

„Gut Ding braucht Weile“, dachte man in der EU – und so wurde beinahe 10 Jahre in diver-
sen Gremien gestritten, bis im Juli 2003 die Richtlinie 2003/59/EG über die Grundqualifika-
tion und die Weiterbildung der FahrerInnen bestimmter Kraftfahrzeuge für den Güter- oder 
Personenkraftverkehr geboren war. Demnach müssen LenkerInnen in allen EU-
Mitgliedsstaaten, die ab dem 10.09.2008 den Führerschein der Klasse D (Bus), bzw. ab 
dem 10.09.2009 den Führerschein der Klasse C1 oder C (Lkw) erwerben, eine Grundquali-
fikation gemäß dieser Richtlinie nachweisen. Danach muss alle fünf Jahre eine 35-stündige 
Weiterbildung besucht werden. 

In der EU war eine obligatorische Berufsausbildung von BerufskraftfahrerInnen bisher nur 
in einigen Mitgliedsstaaten vorgesehen. Österreich ist insofern rühmliche Ausnahme, weil 
hier seit 1987 ein Lehrberuf existiert. Da dieser allerdings nicht verpflichtend vorgesehen 
ist, absolvierte der überwiegende Anteil der rd. 40.000 ausgebildeten BerufskraftfahrerIn-
nen in Österreich ihre Lehrabschlussprüfung nicht im Rahmen einer Lehrausbildung, son-
dern über den so genannten zweiten Bildungsweg. 

Die Veranstaltung sollte umfassende Informationen zur neuen obligatorischen Aus- und 
Weiterbildung für BerufslenkerInnen bieten, aber auch eventuelle Defizite in der nationalen 
Umsetzung und mögliche Verbesserungen aufzeigen.  

 

 

Wien, im November 2008              Richard Ruziczka 
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1. Vorgaben der EU und des nationalen 
Gesetzgebers 

Richard Ruziczka, Arbeiterkammer Wien 

 

Seite 105.11.2008Berufskraftfahrerqualifikation - neu

Wie werde ich Berufskraftfahrer 
ab 2008/2009 ?

11. 6. 2008
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Seite 205.11.2008Berufskraftfahrerqualifikation - neu

Rechtliche Basis:

• RL 2003/59/EG des EP und des Rates 
vom 15.7.2003

• Umsetzung durch MS bis 10.09.2006

 

 

Seite 305.11.2008RL 2003/59/EG – Anwendung (Art 1)

EU - Staatsangehörige 

Drittstaatsangehörige mit Beschäftigung bei 
Unternehmen mit Niederlassung in der EU 

für Klassen C1, C1+E, C oder C+E

für Klassen D1, D1+E, D oder D+E
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Seite 405.11.2008RL 2003/59/EG – Ausnahmen (Art 2)

RL gilt nicht für Fahrer von folgenden Fahrzeugen:

Höchstgeschwindigkeit < 45 km/h
Streitkräfte, Feuerwehr, Rettung, Katastrophenschutz
Fahrzeuge zur Erprobung
Fahrschule
nichtgewerbliche Personen- oder Güterbeförderung
Beförderung von Material oder Ausrüstung zur 
Berufsausübung

 

 

Seite 505.11.2008RL 2003/59/EG – Grundqualifikation (Art 3)

entweder
obligatorischer Unterricht + Prüfung
Dauer: 280 h, davon 20 h Praxis
Abschluss: schriftliche oder mündliche Prüfung 
Befähigungsnachweis (FS-Code: 95)

oder
Prüfung ohne Unterricht
Theorie (mind 4 Stunden): 
Multiple-Choice + Erörterung von Praxisfällen
Praxis: 
Fahrprüfung (90 Min) + praktische Prüfung (30 Min)

Befähigungsnachweis
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Seite 605.11.2008RL 2003/59/EG – Weiterbildung (Art 7 u 8)

Dauer: 35 h, teilbar in Einheiten von mind je 7 h

Kenntnisse und Fähigkeiten aus 16 Sachgebieten

verpflichtende Teilnahme 
Abschluss: Befähigungsnachweis

5 Jahre nach letztem Befähigungsnachweis

 

 

Seite 705.11.2008RL 2003/59/EG – Kenntnisse (Anlage 1)

Außer den einschlägigen Rechtsvorschriften für 
Berufsfahrer müssen folgende Fähigkeiten und 
Kenntnisse erworben werden, die insbesondere für 
Gesundheit, Umwelt, Dienstleistung und Logistik von 
Bedeutung sind (Beispiele):
Verbesserung des rationellen Fahrverhaltens
Optimierung des Kraftstoffverbrauchs
Gewährleistung der Sicherheit der Ladung
Gewährleistung der Sicherheit und des Komforts der 
Fahrgäste
Sensibilisierung in Bezug auf Risiken des 
Straßenverkehrs und Arbeitsunfälle
Vorbeugung von Gesundheitsschäden
Richtige Einschätzung der Lage bei Notfällen
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Seite 805.11.2008RL 2003/59/EG – ab wann ? (Art 14)

Grundqualifikation

ab 10. 9. 2008: 

Fahrzeuge der Klassen D1, D1+E, D und D+E

ab 10. 9. 2009:

Fahrzeuge der Klassen C1, C1+E, C und C+E

 

 

Seite 905.11.2008Umsetzung in Österreich - BMVIT

BMVIT – Gesetzesänderungen
(BGBl I Nr 153/2006 v 26.9.2006)

Option: „nur Prüfung“ nach EG-RL
Novellen zu:

Güterbeförderungsgesetz
Gelegenheitsverkehrsgesetz
Kraftfahrliniengesetz
Führerscheingesetz
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Seite 1005.11.2008Umsetzung in Österreich – AK-Kritik

AK: Umsetzung in Materiegesetzen durch BMVIT erfolgte „ohne 
Rücksicht auf Berufskraftfahrerausbildung und auf Kosten“

trotz Führerscheinprüfung + Lehrabschlussprüfung darf 
BerufskraftfahrerIn nicht lenken er/sie braucht zusätzliche 
Prüfung über Grundqualifikation

folgende Ziele sind nicht erreichbar:
Berufsschutz für BerufskraftfahrerInnen
Leistbarkeit der Aus- und Weiterbildung
Qualität der Aus- und Weiterbildung
Qualitätsstandards der Ausbildner

 

 

Seite 1105.11.2008Umsetzung in Österreich – Regierung neu

Regierungsprogramm:

„Die Lehre zum Berufskraftfahrer soll nach EU-
Vorschriften so adaptiert werden, dass eine 
Gleichstellung der Lehrabschlussprüfung mit der 
Berufskraftfahrerausbildung möglich ist. Das Anrecht 
Berufsschutz für LKW- und Buslenker soll gesichert 
werden.“
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Seite 1205.11.2008Umsetzung in Österreich

kleine Schritte in richtige Richtung:

1. Neues EU-konformes Berufsbild durch VO des BMWA 
BGBl II Nr 190/2007 v 1.8.2007

2. 11. FSG-Novelle: Ausdehnungsmöglichkeit der 
praktischen Fahrprüfung auf 90 Minuten, wenn später 
Grundqualifikation angestrebt wird Anrechnung

3. Verordnung des BMVIT über die Grundqualifikation 
und Weiterbildung – Berufskraftfahrer – GWB 

BGBl II Nr 139/2008 v 2.5.2008

1

 

 

Seite 1305.11.2008Umsetzung in Österreich – GWB

Kommissionelle Prüfung bei Landeshauptmann 
meiner Wahl
Mindestens 4 Prüfungstermine pro Jahr und pro 
Bundesland
Anmeldung 6 Wo vor Prüfung – Verständigung des 
Kandidaten 3 Wo vor Termin
Prüfungsdauer: theoretische Prüfung 4 Std 30 Min 
(Multiple-Choice + Erörterung von Praxisfällen + 
praktische Prüfungsfragen aus best Sachgebieten);
praktische Fahrprüfung 90 Min
Prüfungsgebühr: derzeit rd 260 Euro
Wiederholung: nach 6 Wo

2Grundqualifikation
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Seite 1405.11.2008Umsetzung in Österreich – GWB

Wie komme ich zum 
„Fahrerqualifizierungsnachweis“?

Teilnahme an einem Weiterbildungskurs
Gesamtumfang: 35 h innerhalb 5 Jahren 
Welche? sämtliche Sachgebiete aus Anlage 1 
Betonung: Verkehrssicherheit + Kraftstoffsparen
(=> 28 h + 7 h freie Wahl aus Anlage 1)
Unterricht kann theoretisch erfolgen, kann auch 
Praxisteile enthalten

3Weiterbildung

 

 

Seite 1505.11.2008Umsetzung in Österreich – GWB

Ausbildungsstätten: Ermächtigung durch LH 
Voraussetzungen:
- Ausbildungsprogramm
- Ausbilder mit didaktischen und pädagogischen Kenntnissen
- geeignete Schulungsräume und Lehrmittel
- Qualitätssicherungssystem zur Garantie der Ziele der Weiterbildung
Ausbilder:
- Vortragende aus Kursen für Lehrberuf „BerufskraftfahrerIn“
- Fahrschul- + Fahrlehrer
- Kenntnisse aus zumindest einem Sachgebiet der Anlage 1 oder
- aufgrund gleichwertiger Erfahrung aus der Praxis

4Weiterbildungs-Ausbildungsstätten
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Seite 1605.11.2008Danke für Ihre Aufmerksamkeit !

Richard RUZICZKA

AK Wien - Abteilung Umwelt & Verkehr

1040 Wien, Prinz Eugen-Straße 20-22

Tel  +43 1 501 65 2423

Fax +43 1 501 65 2105

richard.ruziczka@akwien.at

 

 



A r b e i t e r k a m m e r  W i e n    11  

2. Bessere Ausbildung für 
BerufskraftfahrerInnen – die 
unendliche Geschichte? 

Georg Eberl, Gewerkschaft VIDA 

 

Ausbildung für BerufskraftfahrerInnen … fast könnte man annehmen, dass es tatsächlich 
eine unendliche Geschichte ist. 

Viele BerufskollegInnen forder(te)n auf Grund immer schwierigerer Bedingungen im tägli-
chen Berufsalltag eine Ausbildung, um den Anforderungen im Straßenverkehr international 
und national gerecht zu werden. Diese Forderung liegt bereits mehr als 25 Jahre zurück 
und wurde davon geprägt, dass man vom Image des „Hilfsarbeiters mit Führerschein“ weg 
wollte. Die soziale Bedeutung war und ist es, mit einem erlernten Beruf denselben Status 
wie in allen anderen Berufen zu erreichen bzw. um eine Absicherung zu erlangen, falls es 
aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr möglich sein sollte, diese Tätigkeit auszuüben. 

Es hat sehr lange gedauert, bis hier auf europäischer Ebene eine einheitliche Verordnung 
geschaffen wurde, die für alle Mitgliedsstaaten gültig ist. Ganz zufrieden sind wir aber 
trotzdem nicht, da die Grundqualifizierung für das Lenken von Kraftfahrzeugen der Klassen 
C und D bzw. die Weiterbildung für alle LenkerInnen der Klassen C und D leider nur im 
Güterbeförderungsgesetz, Kraftfahrliniengesetz und Gelegenheitsverkehrsgesetz verankert 
wurde und nicht im Berufsausbildungsgesetz, was für die betroffenen ArbeitnehmerInnen 
besser gewesen wäre. Leider ist es somit in Österreich nicht gelungen, die Ausbildung mit 
der Lehrabschlussprüfung des/r Berufskraftfahrers/in gleichzusetzen. Dies ist umso bedau-
erlicher, da der Lehrberuf des/r Berufskraftfahrers/in letztlich doch wieder überwiegend im 
zweiten Bildungsweg absolviert werden wird; meiner Meinung nach sollte auch die Lehr-
lingsausbildung in Zukunft größeren Zugang finden. 

Dennoch schafft die Absolvierung der Grundqualifikation einen Wissensstand, der in der 
Fahrschule bei weitem nicht übermittelt werden kann. Spezifische Tätigkeiten werden gar 
nicht oder nur mangelhaft übermittelt; so werden z.B. keinem/r einzigen Fahrschüler/in et-
waige Bestimmungen für den grenzüberschreitenden Güter- bzw. Personenverkehr, La-
dungssicherung etc. näher gebracht. 

In der Verordnung werden die Inhalte der Grundqualifikation bzw. der Weiterbildung, die 
alle LenkerInnen der Klasse C und D, welche die LenkerInnenberechtigung zur gewerbli-
chen Nutzung benötigen, geregelt. Die Inhalte geben eindeutig wieder, dass es – neben 
dem Erwerb der LenkerInnenberechtigung der betroffenen Klassen auch notwendig ist, 
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spezielle Bereiche wie Ladungssicherung, Kraftfahrrecht, Arbeitsrecht, Straßenverkehrs-
ordnung spezifisch für den Berufskraftfahrer usw. zu lernen, da es sich auch in der Ver-
gangenheit gezeigt hat, dass „Wissen“ die tägliche Arbeit im Straßenverkehr ungemein 
erleichtert. 

Zu hinterfragen waren und werden auch in Zukunft die Kosten für Grundqualifikation und 
Weiterbildung sein. Hier haben die Sozialpartner immer wieder gefordert, dass eine Ausbil-
dung sehr wohl notwendig sei, aber die Kosten überschaubar und leistbar bleiben müssen. 

Der ursprüngliche, von Minister Gorbach stammende Entwurf der Verordnung hätte meiner 
Meinung nach eine Kostenexplosion verursacht, die mit ziemlicher Sicherheit dazu geführt 
hätte, dass es mit den Stichtagen 10.9.2008 bzw. 10.9.2009 zu drastischen Einbrüchen in 
der LenkerInnenausbildung gekommen wäre. Fahrschulen und Autofahrerclubs brachten 
ihre Vorschläge ein, ohne auf die finanzielle Situation der Auszubildenden einzugehen. 
Dennoch glaube ich, dass sich auch in Zukunft nur wenige Menschen dazu bewegen las-
sen, den Beruf des/r Berufskraftfahrers/in zu erlernen bzw. die Lenkberechtigung zu erwer-
ben. Die Zukunftsaussichten in den Bereichen Güterbeförderung und/oder Personenbeför-
derung sind nicht nur aus finanzieller Sicht trist, sondern auch sehr familienfeindlich. Ich 
glaube nicht, dass sich ein junger Mensch mit einem Stundenlohn zwischen € 6,13 und € 
8,64 eine Führerscheinprüfung und Grundqualifikation mit derzeit prognostizierten Kosten 
in der Höhe von € 5.000,-- bis € 7.000,-- leisten kann. Hier muss wohl oder übel ein Um-
denkprozess stattfinden, in den sich alle Beteiligten – Arbeitgeber und ArbeitnehmerInnen 
– einbringen sollten, um Lösungen – wie der Personalstand zu halten ist – zu finden. 

Um den Beruf des/r Berufskraftfahrers/in wieder attraktiver zu machen, muss die Einkom-
menssituation den Ausbildungskriterien bzw. Anforderungen angepasst werden. Sollte dies 
nicht der Fall sein, sind wir – nicht nur in Österreich – von einem FahrerInnenmangel be-
troffen, der den jeweiligen Wirtschaftsstandort gefährden wird. 

Gut ausgebildete LenkerInnen heben nicht nur die Sicherheit im Straßenverkehr, sondern 
sind auch wirtschaftlich für alle Arbeitgeber vertretbarer als – wie in der Vergangenheit – 
„Hilfsarbeiter mit Führerschein“. 
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3. Lehrberuf „BerufskraftfahrerIn“ – 
Jetzt erst recht?! 

Edith Kugi, Arbeiterkammer Wien 

 

Berufskraftfahrer/in

Jetzt erst recht?!
11.6.2008
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Überblick 

• Änderungen beim Lehrberuf 
• Berufsschutz
• Wege zur Lehrabschlussprüfung

 

 

Änderungen beim Lehrberuf

2 Schwerpunkte 
Güterbeförderung
Personenbeförderung (neu)
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Änderungen beim Lehrberuf

Anpassung der 
Lehrabschlussprüfungsordnung 
Grundqualifikation im Sinne der Richtlinie 
in der Lehrabschlussprüfung

 

 

Lehrberuf wozu?

Berufsschutz nach dem ASVG
- Bei Berufsunfähigkeit kann nicht auf 

andere Berufe verwiesen werden
- Invaliditätspension
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Wege zur Lehrabschlussprüfung 

• Absolvierte Lehrzeit (18 Lehrlinge!!!!!!) 
• Zusatzprüfung für verwandte Lehrberufe
• Gleichhaltung mit im Ausland absolvierten 

Ausbildungen (Ergänzungsprüfung) 
• Ausnahmsweise Zulassung

 

 

Ausnahmsweise Zulassung

Voraussetzungen:
- Mind 18 Jahre
- Qualifikationen nicht im Rahmen der Lehre 

erworben
- Kurse und/oder praktische Tätigkeit 

(angelernt)
- Kursbesuch (optional) - mind 1,5 Jahre 

berufsmäßig Führerschein B
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Verwandte Lehrberufe

• Baumaschinentechnik
• KFZ-Elektrik
• KFZ-Technik
• Landmaschinentechnik
• Speditionskaufmann/frau
Eingeschränkte LAP – keine Praxis 

erforderlich 

 

 

Schlussfolgerungen

• Lehre im Betrieb – Lehrabschlussprüfung
• Zusatzprüfungen – ohne Lehrzeit
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Danke
Edith KUGI

AK Wien –

Abteilung Lehrlings- und Jugendschutz

1040 Wien, Prinz Eugen-Straße 20-22

Tel  +43 1 501 65 2292

Fax +43 1 501 65 2327

edith.kugi@akwien.at
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4. Neue Anforderungen an die Verwaltung 
in den Bundesländern? 

Matthias Weitzer, Amt der NÖ Landesregierung 

 

Ziel 

der Bemühungen in Niederösterreich war es, eine Prüfungsorganisation zu entwickeln, die 
der Behörde eine effiziente Abwicklung der Prüfung ermöglicht und dadurch für den Kandi-
daten/die Kandidatin einen möglichst geringen zeitlichen Prüfungsaufwand bewirkt. 

 

In den Entstehungsprozess 

wurden daher von Anfang an die beiden beruflichen Interessensvertretungen ein-
gebunden, um sowohl die Interessen der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen als auch 
der Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen zu berücksichtigen. In einer Vielzahl von Arbeitkrei-
sen wurde ein Modell für die Abnahme der theoretischen und der praktischen Prüfung ent-
wickelt, das den oben genannten Zielen gerecht werden soll. 

 

Die theoretische Prüfung, 

die vor einer Prüfungskommission abzulegen ist, gliedert sich wiederum in einen mündli-
chen Teil, der auch die Erörterung von Praxissituationen enthält, und in einen schriftlichen 
Teil. Der schriftliche Teil der Grundqualifikationsprüfung wird im Rahmen eines Multiple-
Choice-Verfahrens abgelegt. Die theoretische Prüfung soll an einem Arbeitstag abgelegt 
werden können. 

 

Die Multiple-Choice-Fragen 

wurden gemeinsam mit der AKNÖ und der WKNÖ ausgearbeitet und sollen den gesamten 
Prüfungsinhalt, der durch die Grundqualifikations- und Weiterbildungsverordnung Berufs-
kraftfahrer vorgegeben ist, abdecken. Im Rahmen dieser Prüfung werden dem Kandida-
ten/der Kandidatin 60 Fragen gestellt, von den angebotenen. 
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4 Antwortmöglichkeiten sind die richtigen auszuwählen. Beabsichtigt ist, diese Prüfungs-
fragen in 4 Blöcken auszugeben, sodass je Fragenblock etwa 1 Stunde Zeit zur Beantwor-
tung zur Verfügung steht. 

 

Im Rahmen der mündlichen Prüfung, 

die auch den Prüfungsteil „Erörterung von Praxissituationen“ enthält, wird grundsätzlich 
derselbe Prüfungsstoff von der Prüfungskommission abgefragt. Die Prüfungskommission, 
die aus drei Mitgliedern besteht,  setzt sich aus dem Vorsitzenden, der aus dem Landes-
dienst kommt, sowie je aus einem von der Arbeiterkammer und der Wirtschaftskammer 
namhaft gemachten Mitglied zusammen. Die mündliche Prüfung muss mindestens 30 Mi-
nuten betragen. 

 

Die praktische Prüfung 

ist von einem Fahrprüfer, der durch die Behörde bestellt wird, abzunehmen. Im Rahmen 
der praktischen Prüfung soll keine zweite Fahrprüfung im Sinne des Führerscheingesetzes 
erfolgen, vielmehr ist vom Kandidaten/von der Kandidatin zu zeigen, dass er/sie in der La-
ge ist, das Fahrzeug im Berufsverkehr zu lenken. Der Besitz der Lenkerberechtigung „C“ 
bzw. „D“ ist Voraussetzung dafür, dass zur Grundqualifikationsprüfung angetreten werden 
kann. Die für den Erwerb der Lenkberechtigung notwendigen Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Erfahrungen werden daher auch im Rahmen der Grundqualifikationsprüfung vorausge-
setzt. Im Rahmen der Prüfungsfahrt sollen die praktischen Fähigkeiten des Prüfungskandi-
daten bewertet werden, ein zuvor genannten Fahrziel unter Zuhilfenahme einer Straßen-
karte bzw. eines Navigationssystems auszuwählen und eine effiziente Fahrstrecke zu fah-
ren, wobei diese Fahrstrecke so gewählt werden soll, dass das Fahrziel in möglichst kurzer 
Zeit und/oder auf kürzest möglichen Weg, kostengünstig und sicher unter Einhaltung der 
Straßenverkehrsvorschriften erreicht werden kann. 

 

Die gesamte Grundqualifikationsprüfung 

ist bestanden, wenn alle Prüfungsteile erfolgreich absolviert worden sind. Über das Beste-
hen der Grundqualifikationsprüfung wird von der Behörde eine Bestätigung ausgefolgt, mit 
der in weiterer Folge bei der Bezirksverwaltungsbehörde der Fahrerqualifizierungsnach-
weis ausgestellt werden kann. EU-Drittstaatsangehörige erhalten einen gesonderten Fah-
rerqualifizierungsnachweis. 

Nach Möglichkeit wird die Behörde bestrebt sein, die Ablegung der gesamten Grundqualifi-
kationsprüfung an einem Tag zu ermöglichen. Dies wird jedoch aufgrund der zeitlichen 
Vorgaben nur bei einem kleinen Kandidatenkreis möglich sein. In der Regel wird die ge-
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samte Grundqualifikationsprüfung 2 Tage in Anspruch nehmen, wobei mit der praktischen 
Prüfung zu beginnen ist. 

 

Die Weiterbildung 

erfolgt nicht durch die Behörde, sondern durch beauftragte Einrichtungen. Diese Einrich-
tungen sind dazu von der Behörde zu ermächtigen. Der Nachweis der erfolgten Weiterbil-
dung ist alle 5 Jahre bei der Bezirksverwaltungsbehörde vorzulegen, die sodann den Fah-
rerqualifizierungsnachweis für weitere 5 Jahre ausstellen kann. 

 

Im Herbst 2008 

beginnen in Niederösterreich die Grundqualifizierungsprüfungen für Lenker von Omnibus-
sen, um allen Lenkern von Omnibussen, die diese Prüfung für die Berufsausübung benöti-
gen, möglichst rasch die Möglichkeit zu geben, diese zusätzliche Qualifikation zu erwer-
ben. 

 

In Zukunft  

ist geplant, das Niederösterreichische Modell weiter zu entwickeln und insbesondere den 
Fragen-Antworten-Katalog aktuell zu halten. Darüber hinaus ist beabsichtigt, gemeinsam 
mit anderen Bundesländern ein Prüfungsmodell fortzuführen, um bundesweit einen einheit-
lichen Standard zu verwirklichen. 
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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2006 Ausgegeben am 26. September 2006 Teil I 

153. Bundesgesetz: Änderung des Güterbeförderungsgesetzes 1995 – GütbefG, des 
Gelegenheitsverkehrs-Gesetzes 1996 – GelverkG, des 
Kraftfahrliniengesetzes - KflG und des Führerscheingesetzes – FSG 

 (NR: GP XXII RV 1554 AB 1572 S. 160.) 

 [CELEX-Nr.: 32003L0059, 32004L0066] 

153. Bundesgesetz, mit dem das Güterbeförderungsgesetz 1995 – GütbefG, das 
Gelegenheitsverkehrs-Gesetz 1996 – GelverkG, das Kraftfahrliniengesetz - KflG und das 
Führerscheingesetz - FSG geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Güterbeförderungsgesetzes 1995 – GütbefG 

Das Güterbeförderungsgesetz 1995 – GütbefG, BGBl. Nr. 593, in der Fassung BGBl. I Nr. 23/2006; 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 3 entfällt nach dem Zitat „§ 10“ der Beistrich und das Zitat „§ 11“ wird gestrichen. 

2. § 19 samt Überschrift lautet und § 19a bis § 19c werden angefügt: 

„Fahrerqualifizierungsnachweis 

§ 19. (1) Unbeschadet § 14 GGBG, BGBl. I Nr. 145/1998, haben Lenker von Kraftfahrzeugen ge-
mäß § 1 Abs. 1, 
 1. die Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder 
 2. Staatsangehörige eines Drittlandes sind und die von einem in einem Mitgliedstaat niedergelasse-

nen Unternehmen beschäftigt oder eingesetzt werden, und 
denen nach dem 9. September 2009 eine Lenkberechtigung für die Klassen C1 oder C erstmals erteilt 
wurde, einen von der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates ausgestellten Fahrerqualifizierungs-
nachweis mitzuführen und den Aufsichtsorganen auf Verlangen auszuhändigen. 

(2) In Abs. 1 Z 1 und 2 genannte Lenker, denen vor dem 10. September 2009 eine Lenkberechtigung 
für die Klassen C1 oder C erstmals erteilt wurde, haben ab dem 10. September 2014 einen von der zu-
ständigen Behörde eines Mitgliedstaates ausgestellten Fahrerqualifizierungsnachweis mitzuführen und 
den Aufsichtsorganen auf Verlangen auszuhändigen. 

(3) Ausgenommen von den Bestimmungen der Abs. 1 und 2 sind Lenker von 
 1. Kraftfahrzeugen, deren nach den kraftfahrrechtlichen Bestimmungen zulässige Höchstgeschwin-

digkeit nicht über 45 km/h liegt; 
 2. Kraftfahrzeugen, die von den Streitkräften, dem Katastrophenschutz, der Feuerwehr und den für 

die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung zuständigen Kräften eingesetzt werden oder ih-
rer Kontrolle unterstellt sind; 

 3. Kraftfahrzeugen, die zum Zweck der technischen Entwicklung, zu Reparatur- oder Wartungs-
zwecken Prüfungen auf der Straße unterzogen werden, sowie Neufahrzeugen oder umgebauten 
Fahrzeugen, die noch nicht in Betrieb genommen sind; 

 4. Kraftfahrzeugen, die in Notfällen oder für Rettungsaufgaben eingesetzt werden; 
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 5. Kraftfahrzeugen, die beim Fahrunterricht zum Erwerb einer Lenkberechtigung oder der Grund-
qualifikation eingesetzt werden; 

 6. Kraftfahrzeugen, die im Rahmen der Lehrberufsausbildung zum Berufskraftfahrer innerhalb von 
Österreich eingesetzt werden; 

 7. Kraftfahrzeugen zur Beförderung von Material oder Ausrüstung, das der Lenker zur Ausübung 
seines Berufs verwendet, sofern es sich beim Lenken des Fahrzeugs nicht um die Hauptbeschäf-
tigung des Fahrers handelt. 

(4) Als Fahrerqualifizierungsnachweise gelten: 
 1. eine von der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates neben der Fahrzeugklasse in Lenkbe-

rechtigungen vorgenommene Eintragung des entsprechenden harmonisierten Gemeinschaftsco-
des gemäß dem Verzeichnis der Anhänge I und Ia der Richtlinie 91/439/EWG des Rates vom 
29.07.1991, ABl. Nr. L 237 vom 24.08.1991, S. 1, zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) 
Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29.09.2003, ABl. Nr. L 284, 
S. 1, oder 

 2. ein von der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates ausgestellter Fahrerqualifizierungsnach-
weis nach dem Modell in Anhang II der Richtlinie 2003/59/EG oder 

 3. eine von der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates vorgenommene Eintragung auf einer 
gemäß der VO (EWG) Nr. 881/92 ausgestellten Fahrerbescheinigung. 

(5) Für Lenker, die in § 19c genannt sind, ist von der Bezirksverwaltungsbehörde ein Fahrerqualifi-
zierungsnachweis für jeweils fünf Jahre auszustellen, wenn ein Nachweis über eine Grundqualifikation 
oder eine Weiterbildung vorgelegt wird. Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie 
hat durch Verordnung die Form, den Inhalt und die Vorgangsweise bei der Ausstellung des Fahrerqualifi-
zierungsnachweises festzusetzen. 

Grundqualifikation 

§ 19a. (1) Lenker von Kraftfahrzeugen gemäß § 1 Abs. 1, denen nach dem 9. September 2009 eine 
Lenkberechtigung für die Klassen C1 oder C, erstmals erteilt wurde, haben eine Grundqualifikation nach-
zuweisen. Der Nachweis der Grundqualifikation wird durch eine Bescheinigung über die erfolgreiche 
Ablegung einer theoretischen Prüfung vor einer Prüfungskommission und einer praktischen Fahrprüfung 
erbracht. Der Nachweis der Grundqualifikation einer dieser Klassen gilt als Nachweis der Grundqualifi-
kation für die anderen Klassen. 

(2) Die Prüfungskommissionen sind vom Landeshauptmann zu bestellen. In diese Kommissionen 
sind zu berufen: 
 1. ein geeigneter rechtskundiger Bediensteter des höheren Dienstes als Vorsitzender und 
 2. zwei weitere Mitglieder unter Berücksichtigung der Sachgebiete der Prüfung, von denen ein 

Mitglied auf Grund eines Vorschlages der zuständigen Kammer für Arbeiter und Angestellte und 
ein Mitglied auf Grund eines Vorschlages des zuständigen Fachverbandes zu bestellen ist. 

Werden die Vorschläge nach Z 2 nicht innerhalb einer Frist von vier Wochen erstattet, hat der Landes-
hauptmann die jeweilige Berufung nach Anhörung der säumigen Stelle vorzunehmen. Für die Abnahme 
der praktischen Fahrprüfung ist ein gemäß § 8 FSG-PV, BGBl. II Nr. 321/1997 in der Fassung BGBl. II 
Nr. 65/2006, bestellter Fahrprüfer zu berufen. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat hinsichtlich der Prüfung zur 
Erlangung der Grundqualifikation durch Verordnung festzulegen: 
 1. die Sachgebiete der Prüfung, 
 2. die Form und Dauer der Prüfung, 
 3. die Anforderungen an die Prüfer, 
 4. nähere Bestimmungen über die Anberaumung der Termine, 
 5. die auszustellenden Bescheinigungen, 
 6. nähere Bestimmungen über die Wiederholung der Prüfung, 
 7. der vom Prüfling zu zahlende, dem besonderen Verwaltungsaufwand einschließlich einer ange-

messenen Entschädigung der Mitglieder der Prüfungskommission entsprechende Kostenbeitrag, 
wobei auch auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des Prüflings Bedacht genommen werden kann, 

 8. die aus den Kostenbeiträgen zu zahlende angemessene Entschädigung der Mitglieder der Prü-
fungskommission, 

 9. die Voraussetzung für die Rückzahlung des Kostenbeitrags bei Nichtablegung oder teilweiser 
Ablegung der Prüfung sowie die Höhe des rückzuzahlenden Kostenbeitrags und 
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 10. die Prüfungen, die den Vorgaben der Richtlinie 2003/59/EG entsprechen und daher eine Prüfung 
gemäß Abs. 1 ersetzen. 

Weiterbildung 

§ 19b. (1) Lenker von Kraftfahrzeugen gemäß § 1 Abs. 1, die Inhaber eines Fahrerqualifizierungs-
nachweises sind, müssen entweder alle fünf Jahre vor Ablauf der Gültigkeitsdauer des Fahrerqualifizie-
rungsnachweises oder - wenn die Gültigkeitsdauer bereits abgelaufen ist - vor einer Wiederaufnahme der 
Tätigkeit eine Weiterbildung nachweisen. Lenker, denen vor dem 10. September 2009 eine Lenkberechti-
gung für die Klassen C1 oder C erteilt wurde, haben spätestens bis zum 10. September 2014 oder, wenn 
die Tätigkeit zu diesem Zeitpunkt nicht ausgeübt wird, vor Aufnahme der Tätigkeit eine Weiterbildung 
nachzuweisen. Der Nachweis der Weiterbildung einer dieser Klassen gilt als Nachweis der Weiterbildung 
für die andere Klasse. 

(2) Die Weiterbildung darf nur von Ausbildungsstätten auf Grund einer Ermächtigung des Landes-
hauptmannes durchgeführt werden. Diese ist auf Antrag zu erteilen, wenn der Antragsteller die durch 
Verordnung des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie festgelegten Voraussetzungen 
erfüllt. Die Ermächtigung ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen für die Erteilung nicht mehr ge-
geben sind. Die Ausbildungsstätten haben als Nachweis über eine erfolgte Weiterbildung eine Bescheini-
gung auszustellen. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat mit Verordnung nähere Vor-
schriften über die Sachgebiete, den Umfang und die Art der Weiterbildung sowie über die Voraussetzun-
gen, unter denen eine Ermächtigung gemäß Abs. 2 zu erteilen ist, über die Voraussetzungen, unter denen 
ein Ausbilder zugelassen wird, über den Weiterbildungsort und über die auszustellenden Bescheinigun-
gen zu erlassen. 

Grundqualifikation und Weiterbildung in Österreich 

§ 19c. (1) Lenker, die Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Union sind, haben 
die Prüfung zur Erlangung der Grundqualifikation in Österreich abzulegen, wenn sie ihren Hauptwohnsitz 
in Österreich haben. 

(2) Lenker, die Staatsangehörige eines Drittstaates sind und bei einem in Österreich niedergelassenen 
Unternehmen arbeiten, haben die Prüfung zur Erlangung der Grundqualifikation in Österreich abzulegen. 
Lenker, die Staatsangehörige eines Drittstaates sind, können die Prüfung zur Erlangung der Grundqualifi-
kation in Österreich ablegen, wenn ihnen ein Aufenthaltstitel, der das Recht auf unbeschränkten Zugang 
zum Arbeitsmarkt in Österreich ermöglicht, erteilt wurde. 

(3) Lenker, die ihren Hauptwohnsitz in Österreich haben oder bei einem in Österreich niedergelasse-
nen Unternehmen arbeiten, können die Weiterbildung in Österreich durchlaufen.“ 

3. In § 25 wird nach Abs. 2 folgender Abs. 3 angefügt: 

„(3) Soweit in diesem Bundesgesetz auf die Richtlinie 2003/59/EG verwiesen wird, ist die Richtlinie 
2003/59/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15.07.2003 über die Grundqualifikation 
und Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge für den Güter- oder Personenkraftverkehr und 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates und der Richtlinie 91/439/EWG des Rates 
sowie zur Aufhebung der Richtlinie 76/914/EWG des Rates, ABl. Nr. L 226 vom 10.09.2003, S. 4, geän-
dert durch die Richtlinie 2004/66/EG vom 26.04.2004, ABl. Nr. L 168 vom 01.05.2004, S. 35, anzuwen-
den.“ 

4. In § 27a wird der Punkt am Ende der Ziffer 2 durch einen Beistrich ersetzt und folgende Ziffer 3 ange-
fügt: 

 „3. Richtlinie 2003/59/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15.07.2003 über die 
Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge für den Güter- oder 
Personenkraftverkehr und zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates und der 
Richtlinie 91/439/EWG des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie 76/914/EWG des Rates, 
ABl. Nr. L 226 vom 10.09.2003, S. 4, geändert durch die Richtlinie 2004/66/EG vom 
26.04.2004, ABl. Nr. L 168 vom 01.05.2004, S. 35.“ 
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Artikel 2 

Änderung des Gelegenheitsverkehrs-Gesetzes 1996 – GelverkG 

Das Gelegenheitsverkehrs-Gesetz 1996 – GelverkG 1996, BGBl. Nr. 112, in der Fassung BGBl. I 
Nr. 24/2006 wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 14 werden folgende §§ 14a bis 14d eingefügt: 

„Fahrerqualifizierungsnachweis 

§ 14a. (1) Lenker von Kraftfahrzeugen für die gewerbsmäßige Beförderung von Personen mit Om-
nibussen, 
 1. die Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder 
 2. Staatsangehörige eines Drittlandes sind und die von einem in einem Mitgliedstaat niedergelasse-

nen Unternehmen beschäftigt oder eingesetzt werden, und 
denen nach dem 9. September 2008 eine Lenkberechtigung für die Klasse D erstmals erteilt wurde, haben 
einen von der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates ausgestellten Fahrerqualifizierungsnachweis 
mitzuführen und den Aufsichtsorganen auf Verlangen auszuhändigen. 

(2) In Abs. 1 Z 1 und 2 genannte Lenker von Kraftfahrzeugen für die gewerbsmäßige Beförderung 
von Personen mit Omnibussen, denen vor dem 10. September 2008 eine Lenkberechtigung für die Klas-
se D erstmals erteilt wurde, haben ab dem 10. September 2013 einen von der zuständigen Behörde eines 
Mitgliedstaates ausgestellten Fahrerqualifizierungsnachweis mitzuführen und den Aufsichtsorganen auf 
Verlangen auszuhändigen. 

(3) Ausgenommen von den Bestimmungen der Abs. 1 und 2 sind Lenker von: 
 1. Kraftfahrzeugen, deren höchstzulässige Bauartgeschwindigkeit nicht über 45 km/h liegt; 
 2. Kraftfahrzeugen, die von den Streitkräften, dem Katastrophenschutz, der Feuerwehr und den für 

die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung zuständigen Kräften eingesetzt werden oder ih-
rer Kontrolle unterstellt sind; 

 3. Kraftfahrzeugen, die zum Zweck der technischen Entwicklung, zu Reparatur- oder Wartungs-
zwecken Prüfungen auf der Straße unterzogen werden, sowie Neufahrzeugen oder umgebauten 
Fahrzeugen, die noch nicht in Betrieb genommen sind; 

 4. Kraftfahrzeugen, die in Notfällen oder für Rettungsaufgaben eingesetzt werden; 
 5. Kraftfahrzeugen, die beim Fahrunterricht zum Erwerb einer Lenkberechtigung oder der Grund-

qualifikation eingesetzt werden; 
 6. Kraftfahrzeugen, die im Rahmen der Lehrberufsausbildung zum Berufskraftfahrer innerhalb von 

Österreich eingesetzt werden. 

(4) Als Fahrerqualifizierungsnachweise gelten: 
 1. eine von der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates neben der Fahrzeugklasse in Lenkbe-

rechtigungen vorgenommene Eintragung des entsprechenden harmonisierten Gemeinschaftsco-
des gemäß dem Verzeichnis der Anhänge I und Ia der Richtlinie 91/439/EWG des Rates vom 
29.07.1991, ABl. Nr. L 237 vom 24.08.1991, S. 1, zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) 
Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29.09.2003, ABl. Nr. L 284, 
S. 1, oder 

 2. ein von der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates ausgestellter Fahrerqualifizierungsnach-
weis nach dem Modell in Anhang II der Richtlinie 2003/59/EG oder 

 3. eine von der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates ausgestellte Bescheinigung, mit der das 
Vorliegen der gemäß der Richtlinie 2003/59/EG geforderten Grundqualifikation oder Weiterbil-
dung bestätigt wird. 

(5) Für Lenker, die in § 14d genannt sind, ist von der Bezirksverwaltungsbehörde ein Fahrerqualifi-
zierungsnachweis für jeweils fünf Jahre auszustellen, wenn ein Nachweis über eine Grundqualifikation 
oder eine Weiterbildung vorgelegt wird. Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie 
hat durch Verordnung die Form, den Inhalt und die Vorgangsweise bei der Ausstellung des Fahrerqualifi-
zierungsnachweises festzusetzen. 

Grundqualifikation 

§ 14b. (1) Lenker von Kraftfahrzeugen für die gewerbsmäßige Beförderung von Personen mit Om-
nibussen, denen nach dem 9. September 2008 eine Lenkberechtigung für die Klasse D erstmals erteilt 
wurde, haben eine Grundqualifikation nachzuweisen. Der Nachweis der Grundqualifikation wird durch 
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eine Bescheinigung über die erfolgreiche Ablegung einer theoretischen Prüfung vor einer Prüfungskom-
mission und einer praktischen Fahrprüfung erbracht. 

(2) Die Prüfungskommissionen sind vom Landeshauptmann zu bestellen. In diese Kommissionen 
sind zu berufen: 
 1. ein geeigneter rechtskundiger Bediensteter des höheren Dienstes als Vorsitzender und 
 2. zwei weitere Mitglieder unter Berücksichtigung der Sachgebiete der Prüfung, von denen ein 

Mitglied auf Grund eines Vorschlages der zuständigen Kammer für Arbeiter und Angestellte und 
ein Mitglied auf Grund eines Vorschlages des zuständigen Fachverbandes zu bestellen ist. 

Werden die Vorschläge nach Z 2 nicht innerhalb einer Frist von vier Wochen erstattet, hat der Landes-
hauptmann die jeweilige Berufung nach Anhörung der säumigen Stelle vorzunehmen. Für die Abnahme 
der praktischen Fahrprüfung ist ein gemäß § 8 FSG-PV, BGBl. II Nr. 321/1997 in der Fassung BGBl. II 
Nr. 65/2006, bestellter Fahrprüfer zu berufen. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat hinsichtlich der Prüfung zur 
Erlangung der Grundqualifikation durch Verordnung festzulegen: 
 1. die Sachgebiete der Prüfung, 
 2. die Form und Dauer der Prüfung, 
 3. die Anforderungen an die Prüfer, 
 4. nähere Bestimmungen über die Anberaumung der Termine, 
 5. die auszustellenden Bescheinigungen, 
 6. nähere Bestimmungen über die Wiederholung der Prüfung, 
 7. der vom Prüfling zu zahlende, dem besonderen Verwaltungsaufwand einschließlich einer ange-

messenen Entschädigung der Mitglieder der Prüfungskommission entsprechende Kostenbeitrag, 
wobei auch auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des Prüflings Bedacht genommen werden kann, 

 8. die aus den Kostenbeiträgen zu zahlende angemessene Entschädigung der Mitglieder der Prü-
fungskommission, 

 9. die Voraussetzung für die Rückzahlung des Kostenbeitrags bei Nichtablegung oder teilweiser 
Ablegung der Prüfung sowie die Höhe des rückzuzahlenden Kostenbeitrags und 

 10. die Prüfungen, die den Vorgaben der Richtlinie 2003/59/EG entsprechen und daher eine Prüfung 
gemäß Abs. 1 ersetzen. 

Weiterbildung 

§ 14c. (1) Lenker von Kraftfahrzeugen für die gewerbsmäßige Beförderung von Personen mit Omni-
bussen, die Inhaber eines Fahrerqualifizierungsnachweises sind, müssen entweder alle fünf Jahre vor 
Ablauf der Gültigkeitsdauer des Fahrerqualifizierungsnachweises oder - wenn die Gültigkeitsdauer be-
reits abgelaufen ist - vor einer Wiederaufnahme der Tätigkeit eine Weiterbildung nachweisen. Lenker, 
denen vor dem 10. September 2008 eine Lenkberechtigung für die Klasse D erteilt wurde, haben spätes-
tens bis zum 10. September 2013 oder, wenn die Tätigkeit zu diesem Zeitpunkt nicht ausgeübt wird, vor 
Aufnahme der Tätigkeit eine Weiterbildung nachzuweisen. 

(2) Die Weiterbildung darf nur von Ausbildungsstätten auf Grund einer Ermächtigung des Landes-
hauptmannes durchgeführt werden. Diese ist auf Antrag zu erteilen, wenn der Antragsteller die durch 
Verordnung des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie festgelegten Voraussetzungen 
erfüllt. Die Ermächtigung ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen für die Erteilung nicht mehr ge-
geben sind. Die Ausbildungsstätten haben als Nachweis über eine erfolgte Weiterbildung eine Bescheini-
gung auszustellen. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat mit Verordnung nähere Vor-
schriften über die Sachgebiete, den Umfang und die Art der Weiterbildung, sowie über die Voraussetzun-
gen, unter denen eine Ermächtigung gemäß Abs. 2 zu erteilen ist, über die Voraussetzungen, unter denen 
ein Ausbilder zugelassen wird, über den Weiterbildungsort und über die auszustellenden Bescheinigun-
gen zu erlassen. 

Grundqualifikation und Weiterbildung in Österreich 

§ 14d. (1) Lenker, die Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Union sind, haben 
die Prüfung zur Erlangung der Grundqualifikation in Österreich abzulegen, wenn sie ihren Hauptwohnsitz 
in Österreich haben. 

(2) Lenker, die Staatsangehörige eines Drittstaates sind und bei einem in Österreich niedergelassenen 
Unternehmen arbeiten, haben die Prüfung zur Erlangung der Grundqualifikation in Österreich abzulegen. 
Lenker, die Staatsangehörige eines Drittstaates sind, können die Prüfung zur Erlangung der Grundqualifi-
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kation in Österreich ablegen, wenn ihnen ein Aufenthaltstitel, der das Recht auf unbeschränkten Zugang 
zum Arbeitsmarkt in Österreich ermöglicht, erteilt wurde. 

(3) Lenker, die ihren Hauptwohnsitz in Österreich haben oder bei einem in Österreich niedergelasse-
nen Unternehmen arbeiten, können die Weiterbildung in Österreich durchlaufen.“ 

2. In § 18 wird nach Abs. 5 folgender Abs. 6 angefügt: 

„(6) Soweit in diesem Bundesgesetz auf die Richtlinie 2003/59/EG verwiesen wird, ist die Richtli-
nie 2003/59/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15.07.2003 über die Grundqualifikation 
und Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge für den Güter- oder Personenkraftverkehr und 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates und der Richtlinie 91/439/EWG des Rates 
sowie zur Aufhebung der Richtlinie 76/914/EWG des Rates, ABl. Nr. L 226 vom 10.09.2003, S. 4, geän-
dert durch die Richtlinie 2004/66/EG vom 26.04.2004, ABl. Nr. L 168 vom 01.05.2004, S. 35, anzuwen-
den.“ 

3. § 22 lautet: 

„§ 22. Durch dieses Bundesgesetz werden folgende Richtlinien der Europäischen Gemeinschaft um-
gesetzt: 
 1. Richtlinie 96/26/EG des Rates vom 29.04.1996, ABl. Nr. L 124 vom 23.05.96, S. 1, geändert 

durch die Richtlinie 98/76/EG des Rates vom 01.10.1998, ABl. Nr. L 277 vom 14.10.1998, S. 17, 
und die Akte über die Bedingungen des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Est-
land, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, 
der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Repu-
blik und die Anpassungen der die Europäische Union begründenden Verträge, ABl. Nr. L 236 
vom 23.09.2003, S. 33, sowie die Richtlinie 2004/66/EG vom 26.04.2004, ABl. Nr. L 168 vom 
01.05.2004, S. 35; 

 2. Richtlinie 2003/59/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15.07.2003 über die 
Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge für den Güter- oder 
Personenkraftverkehr und zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates und der 
Richtlinie 91/439/EWG des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie 76/914/EWG des Rates, 
ABl. Nr. L 226 vom 10.09.2003, S. 4, geändert durch die Richtlinie 2004/66/EG vom 
26.04.2004, ABl. Nr. L 168 vom 01.05.2004, S. 35.“ 

Artikel 3 

Änderung des Kraftfahrliniengesetzes – KflG 

Das Kraftfahrliniengesetz – KflG, BGBl. I Nr. 203/1999, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 12/2006, wird wie folgt geändert: 

1. Im Inhaltsverzeichnis erhält der „Abschnitt V“ die Bezeichnung „Abschnitt VI“ und folgender neuer 
Abschnitt V wird eingefügt: 

„Abschnitt V 

Bestimmungen über die Aus- und Weiterbildung von Fahrzeuglenkern 

§ 44a Fahrerqualifizierungsnachweis 

§ 44b Grundqualifikation 

§ 44c Weiterbildung 

§ 44d Grundqualifikation und Weiterbildung in Österreich“ 

2. Im Inhaltsverzeichnis wird in Abschnitt VI nach „ § 54 Vollziehung“ die Wortfolge „§ 55 Bezugnahme 
auf Richtlinien“ eingefügt. 
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3. Nach § 44 wird folgender Abschnitt V neu eingefügt: 

„Abschnitt V 

Bestimmungen über die Aus- und Weiterbildung von Fahrzeuglenkern 

Fahrerqualifizierungsnachweis 

§ 44a. (1) Lenker von Omnibussen des Kraftfahrlinienverkehrs, 
 1. die Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder 
 2. Staatsangehörige eines Drittlandes sind und die von einem in einem Mitgliedstaat niedergelasse-

nen Unternehmen beschäftigt oder eingesetzt werden, und 
denen nach dem 9. September 2008 eine Lenkberechtigung für die Klasse D erstmals erteilt wurde, haben 
einen von der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates ausgestellten Fahrerqualifizierungsnachweis 
mitzuführen und den Aufsichtsorganen auf Verlangen auszuhändigen. 

(2) In Abs. 1 Z 1 und 2 genannte Lenker von Omnibussen des Kraftfahrlinienverkehrs denen vor 
dem 10. September 2008 eine Lenkberechtigung für die Klasse D erstmals erteilt wurde, haben ab dem 
10. September 2013 einen von der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates ausgestellten Fahrerqualifi-
zierungsnachweis mitzuführen und den Aufsichtsorganen auf Verlangen auszuhändigen. 

(3) Ausgenommen von den Bestimmungen der Abs. 1 und 2 sind Lenker von: 
 1. Kraftfahrzeugen, deren höchstzulässige Bauartgeschwindigkeit nicht über 45 km/h liegt; 
 2. Kraftfahrzeugen, die von den Streitkräften, dem Katastrophenschutz, der Feuerwehr und den für 

die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung zuständigen Kräften eingesetzt werden oder ih-
rer Kontrolle unterstellt sind; 

 3. Kraftfahrzeugen, die zum Zweck der technischen Entwicklung, zu Reparatur- oder Wartungs-
zwecken Prüfungen auf der Straße unterzogen werden, sowie Neufahrzeugen oder umgebauten 
Fahrzeugen, die noch nicht in Betrieb genommen sind; 

 4. Kraftfahrzeugen, die in Notfällen oder für Rettungsaufgaben eingesetzt werden; 
 5. Kraftfahrzeugen, die beim Fahrunterricht zum Erwerb einer Lenkberechtigung oder der Grund-

qualifikation eingesetzt werden; 
 6. Kraftfahrzeugen, die im Rahmen der Lehrberufsausbildung zum Berufskraftfahrer innerhalb von 

Österreich eingesetzt werden. 

(4) Als Fahrerqualifizierungsnachweise gelten: 
 1. eine von der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates neben der Fahrzeugklasse in Lenkbe-

rechtigungen vorgenommene Eintragung des entsprechenden harmonisierten Gemeinschaftsco-
des gemäß dem Verzeichnis der Anhänge I und Ia der Richtlinie 91/439/EWG des Rates vom 
29.07.1991, ABl. Nr. L 237 vom 24.08.1991, S. 1, zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) 
Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29.09.2003, ABl. Nr. L 284, 
S. 1, oder 

 2. ein von der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates ausgestellter Fahrerqualifizierungsnach-
weis nach dem Modell in Anhang II der Richtlinie 2003/59/EG oder 

 3. eine von der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates ausgestellte Bescheinigung, mit der das 
Vorliegen der gemäß der Richtlinie 2003/59/EG geforderten Grundqualifikation oder Weiterbil-
dung bestätigt wird. 

(5) Für Lenker, die in § 44d genannt sind, ist von der Bezirksverwaltungsbehörde ein Fahrerqualifi-
zierungsnachweis für jeweils fünf Jahre auszustellen, wenn ein Nachweis über eine Grundqualifikation 
oder eine Weiterbildung vorgelegt wird. Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie 
hat durch Verordnung die Form, den Inhalt und die Vorgangsweise bei der Ausstellung des Fahrerqualifi-
zierungsnachweises festzusetzen. 

Grundqualifikation 

§ 44b. (1) Lenker von Omnibussen des Kraftfahrlinienverkehrs, denen nach dem 9. September 2008 
eine Lenkberechtigung für die Klasse D erstmals erteilt wurde, haben eine Grundqualifikation nachzuwei-
sen. Der Nachweis der Grundqualifikation wird durch eine Bescheinigung über die erfolgreiche Ablegung 
einer theoretischen Prüfung vor einer Prüfungskommission und einer praktischen Fahrprüfung erbracht. 

(2) Die Prüfungskommissionen sind vom Landeshauptmann zu bestellen. In diese Kommissionen 
sind zu berufen: 
 1. ein geeigneter rechtskundiger Bediensteter des höheren Dienstes als Vorsitzender und 
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 2. zwei weitere Mitglieder unter Berücksichtigung der Sachgebiete der Prüfung, von denen ein 
Mitglied auf Grund eines Vorschlages der zuständigen Kammer für Arbeiter und Angestellte und 
ein Mitglied auf Grund eines Vorschlages des zuständigen Fachverbandes zu bestellen ist. 

Werden die Vorschläge nach Z 2 nicht innerhalb einer Frist von vier Wochen erstattet, hat der Landes-
hauptmann die jeweilige Berufung nach Anhörung der säumigen Stelle vorzunehmen. Für die Abnahme 
der praktischen Fahrprüfung ist ein gemäß § 8 FSG-PV, BGBl. II Nr. 321/1997 in der Fassung BGBl. II 
Nr. 65/2006, bestellter Fahrprüfer zu berufen. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat für die Erlangung der Grund-
qualifikation durch Verordnung festzulegen: 
 1. die Sachgebiete der Prüfung, 
 2. die Form und Dauer der Prüfung, 
 3. die Anforderungen an die Prüfer, 
 4. nähere Bestimmungen über die Anberaumung der Termine, 
 5. die auszustellenden Bescheinigungen, 
 6. nähere Bestimmungen über die Wiederholung der Prüfung, 
 7. der vom Prüfling zu zahlende, dem besonderen Verwaltungsaufwand einschließlich einer ange-

messenen Entschädigung der Mitglieder der Prüfungskommission entsprechende Kostenbeitrag, 
wobei auch auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des Prüflings Bedacht genommen werden kann, 

 8. die aus den Kostenbeiträgen zu zahlende angemessene Entschädigung der Mitglieder der Prü-
fungskommission, 

 9. die Voraussetzung für die Rückzahlung des Kostenbeitrags bei Nichtablegung oder teilweiser 
Ablegung der Prüfung sowie die Höhe des rückzuzahlenden Kostenbeitrags und 

 10. die Prüfungen, die den Vorgaben der Richtlinie 2003/59/EG entsprechen und daher eine Prüfung 
gemäß Abs. 1 ersetzen. 

Weiterbildung 

§ 44c. (1) Lenker von Omnibussen des Kraftfahrlinienverkehrs, die Inhaber eines Fahrerqualifizie-
rungsnachweises sind, müssen entweder alle fünf Jahre vor Ablauf der Gültigkeitsdauer des Fahrerquali-
fizierungsnachweises oder - wenn die Gültigkeitsdauer bereits abgelaufen ist - vor einer Wiederaufnahme 
der Tätigkeit eine Weiterbildung nachweisen. Lenker, denen vor dem 10. September 2008 eine Lenkbe-
rechtigung für die Klasse D erteilt wurde, haben spätestens bis zum 10. September 2013 oder, wenn die 
Tätigkeit zu diesem Zeitpunkt nicht ausgeübt wird, vor Aufnahme der Tätigkeit eine Weiterbildung nach-
zuweisen. 

(2) Die Weiterbildung darf nur von Ausbildungsstätten auf Grund einer Ermächtigung des Landes-
hauptmannes durchgeführt werden. Diese ist auf Antrag zu erteilen, wenn der Antragsteller die durch 
Verordnung des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie festgelegten Voraussetzungen 
erfüllt. Die Ermächtigung ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen für die Erteilung nicht mehr ge-
geben sind. Die Ausbildungsstätten haben als Nachweis über eine erfolgte Weiterbildung eine Bescheini-
gung auszustellen. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat mit Verordnung nähere Vor-
schriften über die Gegenstände, den Umfang und die Art der Ausbildung, sowie über die Voraussetzun-
gen, unter denen eine Ermächtigung gemäß Abs. 2 zu erteilen ist, über die Voraussetzungen, unter denen 
ein Ausbilder zugelassen wird, über den Weiterbildungsort und über die auszustellenden Bescheinigun-
gen zu erlassen. 

Grundqualifikation und Weiterbildung in Österreich 

§ 44d. (1) Lenker, die Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Union sind, haben 
die Prüfung zur Erlangung der Grundqualifikation in Österreich abzulegen, wenn sie ihren Hauptwohnsitz 
in Österreich haben. 

(2) Lenker, die Staatsangehörige eines Drittstaates sind und bei einem in Österreich niedergelassenen 
Unternehmen arbeiten, haben die Prüfung zur Erlangung der Grundqualifikation in Österreich abzulegen. 
Lenker, die Staatsangehörige eines Drittstaates sind, können die Prüfung zur Erlangung der Grundqualifi-
kation in Österreich ablegen, wenn ihnen ein Aufenthaltstitel, der das Recht auf unbeschränkten Zugang 
zum Arbeitsmarkt in Österreich ermöglicht, erteilt wurde. 

(3) Lenker, die ihren Hauptwohnsitz in Österreich haben oder bei einem in Österreich niedergelasse-
nen Unternehmen arbeiten, können die Weiterbildung in Österreich durchlaufen.“ 
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4. In § 49 wird nach Abs. 4 folgender Abs. 5 angefügt: 

„(5) Soweit in diesem Bundesgesetz auf die Richtlinie 2003/59/EG verwiesen wird, ist die Richtli-
nie 2003/59/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15.07.2003 über die Grundqualifikation 
und Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge für den Güter- oder Personenkraftverkehr und 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates und der Richtlinie 91/439/EWG des Rates 
sowie zur Aufhebung der Richtlinie 76/914/EWG des Rates, ABl. Nr. L 226 vom 10.09.2003, S. 4, geän-
dert durch die Richtlinie 2004/66/EG vom 26.04.2004, ABl. Nr. L 168 vom 01.05.2004, S. 35, anzuwen-
den.“ 

5. Nach § 54 wird folgender § 55 samt Überschrift eingefügt: 

„Bezugnahme auf Richtlinien 

§ 55. Durch dieses Bundesgesetz werden folgende Richtlinien der Europäischen Gemeinschaft um-
gesetzt: 
 1. Richtlinie 96/26/EG des Rates vom 29.04.1996, ABl. Nr. L 124 vom 23.05.1996, S. 1, geändert 

durch die Richtlinie 98/76/EG des Rates vom 01.10.1998, ABl. Nr. L 277 vom 14.10.1998, S. 17, 
und die Akte über die Bedingungen des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Est-
land, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, 
der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Repu-
blik und die Anpassungen der die Europäische Union begründenden Verträge, ABl. Nr. L 236 
vom 23.09.2003, S. 33, sowie die Richtlinie 2004/66/EG vom 26.04.2004, ABl. Nr. L 168 vom 
01.05.2004, S. 35; 

 2. Richtlinie 2003/59/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15.07.2003 über die 
Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge für den Güter- oder 
Personenkraftverkehr und zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates und der 
Richtlinie 91/439/EWG des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie 76/914/EWG des Rates, 
ABl. Nr. L 226 vom 10.09.2003, S. 4, geändert durch die Richtlinie 2004/66/EG vom 
26.04.2004, ABl. Nr. L 168 vom 01.05.2004, S. 35.“ 

Artikel 4 

Bundesgesetz, mit dem das Führerscheingesetz geändert wird (10. Führerscheingesetz-
Novelle) 

Das Bundesgesetz über den Führerschein (Führerscheingesetz - FSG), BGBl. I Nr. 120/1997 in der 
Fassung BGBl. I Nr. 32/2006 wird wie folgt geändert: 

1. § 6 Abs. 1 Z 3 lautet: 

 „3. vollendetes 18. Lebensjahr: 
 a) Klasse A, eingeschränkt auf die Vorstufe A; 
 b) Klassen B und B+E; 
 c) Klassen C und C+E (mit Fahrerqualifizierungsnachweis gemäß § 19 GütbefG, Berufskraftfah-

rer oder eingeschränkt auf die Unterklassen C1 und C1+E); 
 d) Unterklassen C1 und C1+E; 
 e) Klasse F.“ 

2. § 20 Abs. 2  lautet: 

„(2) Eine Lenkberechtigung für die Klasse C darf außerdem nur erteilt werden, wenn der Antragstel-
ler 
 1. das 21. Lebensjahr vollendet hat, 
 2. das 18. Lebensjahr vollendet hat und Inhaber eines Fahrerqualifizierungsnachweises gemäß § 19 

GütbefG ist oder 
 3. das 18. Lebensjahr vollendet und den Lehrberuf „Berufskraftfahrer" gemäß der Verordnung des 

Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten, BGBl. Nr. 902/1995, erfolgreich abge-
schlossen hat.“ 
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3. In § 20 Abs. 3 wird das Zitat „Abs. 2 Z 1 oder 2“ ersetzt durch das Zitat „ Abs. 2 Z 1, 2 oder 3“. 

Fischer 

Schüssel 
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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2008 Ausgegeben am 2. Mai 2008 Teil II 

139. Verordnung: Grundqualifikations- und Weiterbildungsverordnung – Berufskraftfahrer –
 GWB 

 [CELEX-Nr.: 3203L0059, 32004L0066] 

139. Verordnung des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie über die 
Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer bestimmter Fahrzeuge für den Güter- 
oder Personenkraftverkehr (Grundqualifikations- und Weiterbildungsverordnung – 
Berufskraftfahrer - GWB) 

Auf Grund des § 19 Abs. 5, § 19a Abs. 3 und § 19b Abs. 3 des Güterbeförderungsgesetzes 1995 - 
GütbefG, BGBl. Nr. 593, und § 14a Abs. 5, § 14b Abs. 3 und § 14c Abs. 3 des Gelegenheitsverkehrs-
Gesetzes 1996 – GelverkG 1996, BGBl. Nr. 112, und § 44a Abs. 5, § 44b Abs. 3 und § 44c Abs. 3 des 
Kraftfahrliniengesetzes – KflG, BGBl. I Nr. 203/1999, jeweils in der Fassung BGBl. I Nr. 153/2006, wird 
verordnet: 

1.Teil 

Geltungsbereich 

§ 1. (1) Die nachfolgenden Bestimmungen gelten für Lenker von Kraftfahrzeugen gemäß 
§ 19 Güterbeförderungsgesetz 1995, § 14a Gelegenheitsverkehrs-Gesetz 1996 und § 44a Kraftfahrlinien-
gesetz. 

(2) Alle personenbezogenen Bezeichnungen gelten gleichermaßen für Personen sowohl weiblichen 
als auch männlichen Geschlechts. 

2.Teil 

Grundqualifikation 

Prüfung über die Grundqualifikation 

§ 2. (1) Die Prüfung über die Grundqualifikation vor der Prüfungskommission umfasst die in der 
Anlage 1 angeführten Sachgebiete der Prüfung, soweit nicht deren Kenntnis gemäß § 11 angerechnet 
wird. 

(2) Die Prüfung hat aus einem theoretischen Prüfungsteil und einer praktischen Fahrprüfung zu 
bestehen und ist in deutscher Sprache abzuhalten. Die Beiziehung eines Dolmetschers für die mündlichen 
Teile der Prüfung ist zulässig. 

Prüfungstermin 

§ 3. Der Landeshauptmann hat in jedem Jahr mindestens vier Termine für die Abhaltung der 
Prüfungen über die Grundqualifikation festzulegen und zu veranlassen, dass diese Termine spätestens drei 
Monate vor Beginn der Prüfung im Internet auf der Homepage und im Amtsblatt des betreffenden Landes 
und im Mitteilungsblatt der zuständigen Landeskammer der Wirtschaftskammer verlautbart werden. 

Anmeldung zur Prüfung 

§ 4. (1) Die Anmeldung zur Prüfung hat der Prüfungswerber spätestens sechs Wochen vor dem 
festgelegten Prüfungstermin schriftlich beim Landeshauptmann einzubringen. Der Prüfungswerber kann 
frei wählen, bei welchem Landeshauptmann er die Prüfung ablegen will. 

(2) Der Prüfungsanmeldung sind anzuschließen: 
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 1. Urkunden zum Nachweis des Vor- und Familiennamens; 
 2. zum Nachweis der Staatsbürgerschaft geeignete Dokumente; 
 3. die für eine allfällige Anrechnung gemäß § 11 erforderlichen Unterlagen; 
 4. die für eine allfällige Ermäßigung gemäß § 10 Abs. 2 erforderlichen Unterlagen und 
 5. a) bei Angehörigen eines Mitgliedstaates der Europäischen Union ein Nachweis eines 

österreichischen Hauptwohnsitzes; 
 b) bei Staatsangehörigen eines Drittstaates entweder ein Nachweis über ein aufrechtes 

Arbeitsverhältnis bei einem in Österreich niedergelassenen Unternehmen oder der Nachweis 
über einen Aufenthaltstitel, der das Recht auf unbeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt in 
Österreich ermöglicht. 

Verständigung vom Prüfungstermin 

§ 5. Der Prüfungswerber ist vom Prüfungstermin rechtzeitig, spätestens drei Wochen vor diesem 
Termin schriftlich zu verständigen. In der Verständigung sind dem Prüfungswerber 
 1. Zeit und Ort der Prüfung, 
 2. die Sachgebiete, die gemäß § 11 angerechnet werden, 
 3. Unterlagen und Hilfsmittel, die er für die Prüfung mitzubringen hat und 
 4. die Höhe der Prüfungsgebühr 
bekannt zu geben. 

Nachweis der Identität und der Bezahlung der Prüfungsgebühr 

§ 6. Der Prüfungswerber hat bei Antritt der Prüfung seine Identität durch einen amtlichen 
Lichtbildausweis nachzuweisen und den Nachweis über die Bezahlung der Prüfungsgebühr vorzulegen. 

Prüfungsvorgang 

§ 7. (1) Die theoretische Prüfung hat mindestens vier Stunden und 30 Minuten zu dauern und aus 
folgenden Teilen zu bestehen: 
 1. Multiple-Choice-Fragen, 
 2. einer Erörterung von Praxissituationen und 
 3. einem mündlichen Prüfungsteil, der mindestens die Punkte 1.d bis f, 3.b und c sowie 3.e der 

Sachgebiete der Anlage 1 umfasst. Dieser Teil hat mindestens 30 Minuten zu dauern. 

(2) Umfang und Schwierigkeit der Prüfungsfragen haben den Anforderungen der Berufspraxis zu 
entsprechen. Dabei sind dem Prüfungswerber aus jedem Sachgebiet so viele Fragen zu stellen, dass sich 
die Prüfungskommission ein Urteil über die in der angestrebten Fahrtätigkeit erforderlichen Kenntnisse 
bilden kann. 

(3) Bei der praktischen Fahrprüfung sind die Sachgebiete über das rationelle Fahrverhalten und die 
Einhaltung der Verkehrssicherheit (Punkt 1. der Anlage 1) zu bewerten. Diese Prüfung hat das Fahren auf 
Straßen sowohl innerhalb als auch außerhalb des Ortsgebietes zu umfassen und soll nach Möglichkeit in 
Situationen mit unterschiedlicher Verkehrsdichte erfolgen. Die praktische Fahrprüfung hat mindestens 90 
Minuten zu dauern und ist mit Fahrzeugen gemäß § 7 Fahrprüfungsverordnung – FSG-PV, BGBl. II 
Nr. 321/1997, in der jeweils geltenden Fassung durchzuführen. Das für die Prüfung erforderliche 
Fahrzeug hat der Prüfungswerber beizustellen und bei Fahrzeugen, die nicht ihm gehören, eine 
schriftliche Erklärung des Zulassungsbesitzers darüber vorzulegen, dass dieser der Verwendung des 
Fahrzeuges für die Prüfungsfahrt zustimmt. 

Prüfungsergebnis und Bescheinigungen 

§ 8. (1) Das Ergebnis der theoretischen Prüfung ist spätestens eine Woche nach dem Prüfungstermin, 
das Ergebnis der praktischen Fahrprüfung ist unmittelbar nach Beendigung der Prüfung dem 
Prüfungswerber und der Prüfungskommission bekannt zu geben. 

(2) Hat der Prüfungswerber alle Prüfungsteile erfolgreich abgeschlossen, so ist ihm auf Grund eines 
Beschlusses der Prüfungskommission vom Landeshauptmann eine Bescheinigung über die bestandene 
Prüfung entsprechend dem Muster der Anlage 2 auszustellen. 

Wiederholung 

§ 9. Die Prüfung kann im Falle des Nichtbestehens frühestens nach 6 Wochen wiederholt werden. 
Bei Nichtbestehen nur eines der Prüfungsteile ist nur dieser Teil zu wiederholen. 
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Prüfungsgebühr 

§ 10. (1) Der Prüfungswerber hat als Kostenbeitrag zur Durchführung der Prüfung eine Gebühr von 
12 vH des Gehalts eines Bundesbediensteten der Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2, einschließlich einer 
allfälligen Teuerungszulage, aufgerundet auf einen durch fünf teilbaren Eurobetrag, zu entrichten. Der 
Landeshauptmann hat den aktuellen Betrag der Prüfungsgebühr im Internet auf der Homepage und im 
Amtsblatt des betreffenden Landes der Öffentlichkeit bekannt zu machen. 

(2) Wenn der Prüfungswerber die Prüfungsgebühr selbst zu tragen hat und nachweist, dass die 
Entrichtung der Prüfungsgebühr in der sich aus dem Abs. 1 ergebenden Höhe wegen seiner 
Einkommensverhältnisse oder Sorgepflichten eine erhebliche wirtschaftliche Härte darstellt, ist die 
Prüfungsgebühr entsprechend den Einkommensverhältnissen und Sorgepflichten des Prüfungswerbers bis 
auf zwei Fünftel der sich aus dem Abs. 1 ergebenden Prüfungsgebühr zu ermäßigen. 

(3) Zur Bezahlung der Entschädigung an die Mitglieder der Prüfungskommission und des 
Fahrprüfers hat der Landeshauptmann neun Zehntel der Prüfungsgebühr auf die Mitglieder der 
Prüfungskommission zu drei Teilen und auf den Fahrprüfer zu zwei Teilen aufzuteilen. Das verbleibende 
Zehntel ist zur Abdeckung des durch die Abhaltung der Prüfung entstandenen sonstigen besonderen 
Verwaltungsaufwandes zu verwenden. Im Falle einer Anrechnung gemäß § 11 Abs. 5 oder im 
Wiederholungsfall bei bereits bestandener Prüfung gemäß § 7 Abs. 3 sind die neun Zehntel der 
Prüfungsgebühr nur auf die Mitglieder der Prüfungskommission zu drei Teilen aufzuteilen. 

(4) Eine bereits entrichtete Prüfungsgebühr ist dem Prüfungswerber vom Landeshauptmann zur 
Gänze zu erstatten, wenn dieser 
 1. spätestens fünf Tage vor dem Prüfungstermin schriftlich mitteilt, vom Prüfungstermin 

zurückzutreten, oder 
 2. nachweist, dass er an der termingemäßen Ablegung der Prüfung ohne sein Verschulden 

verhindert war. 
Die Tage des Postlaufes sind nicht einzuberechnen. 

(5) Wird der Prüfungstermin ohne fristgerechten Rücktritt (Abs. 4 Z 1) oder Nachweis der 
unverschuldeten Verhinderung (Abs. 4 Z 2) nicht wahrgenommen, ist die Prüfungsgebühr jedenfalls zu 
entrichten. 

(6) Werden Teilprüfungen gemäß § 11 anerkannt oder nicht bestandene Prüfungsteile wiederholt, so 
ist ein Zehntel der Prüfungsgebühr zur Abdeckung des durch die Abhaltung der Prüfung entstandenen 
sonstigen besonderen Verwaltungsaufwandes zu verwenden. Die restlichen neun Zehntel sind um 
folgende Prozentsätze zu kürzen: 

10 % bei bereits abgelegter Prüfung gemäß § 7 Abs. 1 Z 1 

10 % bei bereits abgelegter Prüfung gemäß § 7 Abs. 1 Z 2 

40 % bei bereits abgelegter Prüfung gemäß § 7 Abs. 1 Z 3 

40 % bei bereits abgelegter Prüfung gemäß § 7 Abs. 3 

Anrechnung 

§ 11. (1) Die durch eine Bescheinigung gemäß § 11 Abs. 2 Z 1 BZP-VO, BGBl. Nr. 889/1994, in der 
jeweils geltenden Fassung, nachgewiesene fachliche Eignung (Befähigungsnachweis) für den 
Personenkraftverkehr ersetzt folgende Sachgebiete der Prüfung: 

2.a und c der Anlage 1. 

(2) Die durch eine Bescheinigung gemäß § 11 Abs. 2 BZGÜ-VO, BGBl. Nr. 221/1994, in der 
jeweils geltenden Fassung, nachgewiesene fachliche Eignung (Befähigungsnachweis) für den 
Güterkraftverkehr ersetzen folgende Sachgebiete der Prüfung: 

2.a und b der Anlage 1. 

(3) Bei Lenkern im Güterkraftverkehr, die ihre Tätigkeit auf den Personenkraftverkehr ausweiten 
oder ändern, und eine Grundqualifikation für den Güterkraftverkehr besitzen, oder bei Lenkern im 
Personenkraftverkehr, die ihre Tätigkeit auf den Güterkraftverkehr ausweiten oder ändern und eine 
Grundqualifikation für den Personenkraftverkehr besitzen, ersetzt die Bescheinigung gemäß § 8 Abs. 2 
folgende Sachgebiete der Prüfung: 

1.a bis c, 2.a und 3.a bis f der Anlage 1. 
Die praktische Fahrprüfung ist jedoch vollständig abzulegen. 
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(4) Die abgelegte Lehrabschlussprüfung gemäß der Berufskraftfahrer/Berufskraftfahrerin - 
Ausbildungsordnung, BGBl. II Nr. 190/2007, ersetzt die theoretische Prüfung gemäß § 7 Abs. 1. 

(5) Die gemäß § 11 Abs. 4a Führerscheingesetz, BGBl. I Nr. 120/1997, in der Fassung BGBl. I 
Nr. 31/2008, abgelegte Fahrprüfung ersetzt die praktische Fahrprüfung gemäß § 7 Abs. 3. 

3.Teil 

Weiterbildung 

§ 12. (1) Durch die Weiterbildung sind sämtliche der in Anlage 1 für die jeweilige 
Führerscheinklasse bestimmten Sachgebiete im Ausmaß der dort ersichtlichen Mindeststundenanzahl zu 
vertiefen und zu wiederholen, wobei besondere Betonung auf die Verkehrssicherheit und den 
rationelleren Kraftstoffverbrauch zu legen ist. Zusätzlich ist eine Weiterbildung in einem oder mehreren 
der in Anlage 1 für die jeweilige Führerscheinklasse bestimmten Sachgebieten im Ausmaß von 
mindestens sieben Stunden nachzuweisen. 

(2) Die Dauer der Weiterbildung hat 35 Stunden innerhalb von 5 Jahren zu betragen, die in 
Ausbildungseinheiten von jeweils mindestens sieben Stunden geteilt werden können. 
Ausbildungseinheiten für die Weiterbildung sind von ermächtigten Ausbildungsstätten durchzuführen. 

(3) Die Ausbildungsstätten haben über die Weiterbildung eine Bescheinigung nach dem Muster der 
Anlage 3 auszustellen. 

Ermächtigung von Ausbildungsstätten 

§ 13. (1) Eine Ermächtigung ist zu erteilen, wenn die antragstellende Ausbildungsstätte im Hinblick 
auf die zu vermittelnden Kenntnisse und Fertigkeiten über ausreichendes und qualifiziertes Lehrpersonal 
(Abs. 3), geeignete Schulungsräume und Lehrmittel verfügt. 

(2) Dem schriftlichen Antrag auf Zulassung als Ausbildungsstätte für die Weiterbildung sind 
folgende Unterlagen beizufügen: 
 1. ein Ausbildungsprogramm, in dem die zu unterrichtenden Sachgebiete gemäß Anlage 1 sowie die 

geplante Durchführung und die Unterrichtsmethoden näher darzustellen sind; 
 2. Angaben über die Anzahl, die Qualifikation und die Tätigkeitsbereiche der Ausbilder, 

einschließlich der Angaben zu den gemäß Abs. 3 erforderlichen Kriterien sowie der Darstellung 
ihrer didaktischen und pädagogischen Kenntnisse; 

 3. Angaben zu den Unterrichtsorten, zum Lehrmaterial, zu den für die praktische Ausbildung 
bereitgestellten Unterrichtsmitteln und zu den eingesetzten Ausbildungsfahrzeugen; 

 4. voraussichtliche Kursgröße und 
 5. die Darlegung eines Qualitätssicherungssystems, das betrieben wird, um die Vermittlung der 

Inhalte und die Erreichung der Ziele der Weiterbildung zu gewährleisten. 

(3) Als Ausbilder dürfen eingesetzt werden: 
 1. Vortragende im Rahmen der Ausbildung für den Lehrberuf Berufskraftfahrer gemäß der 

Berufskraftfahrer/Berufskraftfahrerin-Ausbildungsordnung, BGBl. II Nr. 190/2007, in der 
jeweils geltenden Fassung; 

 2. Fahrschullehrer für die Klasse C oder D gemäß § 116 KFG 1967; 
 3. Fahrlehrer für die Klasse C oder D gemäß § 117 KFG 1967 oder 
 4. Personen, die ausreichende Kenntnisse in wenigstens einem der gemäß der Anlage 1 

vorgeschriebenen Sachgebiete auf Grund einer einschlägigen Ausbildung oder auf Grund 
gleichwertiger Erfahrungen aus der Praxis nachweisen können. 

4.Teil 

Nachweise und Schlussbestimmungen 

Fahrerqualifizierungsnachweis 

§ 14. (1) Die Führerscheinbehörde hat zur entsprechenden Führerscheinklasse als 
Fahrerqualifizierungsnachweis im Führerschein den Zahlencode „95“ einzutragen, wenn 
 1. eine Bescheinigung gemäß § 8 Abs. 2 vorgelegt wird oder 
 2. Bescheinigungen gemäß § 12 Abs. 3 vorgelegt werden, mit denen Ausbildungseinheiten über 

eine Weiterbildung von insgesamt 35 Stunden innerhalb der letzten 5 Jahre nachgewiesen 
werden. 
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(2) Für Lenker gemäß § 19 Abs. 1 Z 2 Güterbeförderungsgesetz ist von der für die Ausstellung einer 
Fahrerbescheinigung gemäß Artikel 3 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 881/92 zuständigen Behörde als 
Fahrerqualifizierungsnachweis eine Eintragung des harmonisierten Gemeinschaftscodes „95. Kraftfahrer, 
der Inhaber eines Befähigungsnachweises ist und die Befähigungspflicht gemäß Artikel  3 bis zum … 
erfüllt.“ auf der Fahrerbescheinigung vorzunehmen, wenn 
 1. eine Bescheinigung gemäß § 8 Abs.  2 vorgelegt wird oder 
 2. Bescheinigungen gemäß § 12 Abs. 3 vorgelegt werden, mit denen Ausbildungseinheiten über 

eine Weiterbildung von insgesamt 35 Stunden innerhalb der letzten 5 Jahre nachgewiesen 
werden. 

(3) Die Behörde hat für Lenker gemäß § 14a Abs. 1 Z 2 Gelegenheitsverkehrs-Gesetz 1996 und 
§ 44a Abs. 1 Z 2 Kraftfahrliniengesetz einen Fahrerqualifizierungsnachweis nach dem Muster der 
Anlage 4 für eine Gültigkeitsdauer von fünf Jahren auszustellen, wenn 
 1. eine Bescheinigung gemäß § 8 Abs. 2 vorgelegt wird oder 
 2. Bescheinigungen gemäß § 12 Abs. 3 vorgelegt werden, mit denen Ausbildungseinheiten über 

eine Weiterbildung von insgesamt 35 Stunden innerhalb der letzten 5 Jahre nachgewiesen 
werden. 

Bezugnahme auf Richtlinien und Verweisungen 

§ 15. Durch diese Verordnung wird die Richtlinie 2003/59/EG, des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 15.07.2003 über die Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer bestimmter 
Kraftfahrzeuge für den Güter- oder Personenkraftverkehr und zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 3820/85 des Rates und der Richtlinie 91/439/EWG des Rates sowie zur Aufhebung der 
Richtlinie 76/914/EWG des Rates, ABl. Nr. L 226 vom 10.09.2003, S. 4, zuletzt geändert durch die 
Richtlinie 2004/66/EG vom 26.04.2004, ABl. Nr. L 168 vom 01.05.2004, S. 35, in österreichisches Recht 
umgesetzt. 

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz auf die Verordnung (EWG) Nr. 881/92 verwiesen wird, ist die 
Verordnung (EWG) Nr. 881/92 des Rates vom 26. März 1992 über den Zugang zum 
Güterkraftverkehrsmarkt in der Gemeinschaft für Beförderungen aus oder nach einem Mitgliedstaat oder 
durch einen oder mehrere Mitgliedstaaten, ABl. L 95 vom 9.4.1992, S. 1, geändert durch die 
Verordnung (EG) Nr. 484/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 1.3.2002, ABl. L 76 
vom 19.3.2002, S. 1, die Beitrittsakte Österreichs, Finnlands und Schwedens (angepasst durch den 
Beschluss 95/1/EG, Euratom, EGKS des Rates, ABl. L 1 vom 1.1.1995, S. 1) ABl. C 241 vom 29.8.1994, 
S. 21, und die Akte über die Bedingungen des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik 
Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der 
Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik und die 
Anpassungen der die Europäische Union begründenden Verträge, ABl. L 236 vom 23.9.2003, S. 33, 
anzuwenden. 

Faymann 
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Kurztitel 

Führerscheingesetz 

Kundmachungsorgan 

BGBl. I Nr. 120/1997 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 31/2008 

§/Artikel/Anlage 

§ 11 

Inkrafttretensdatum 

10.09.2008 

Beachte 

Abs. 4a tritt hinsichtlich der Klasse D am 10. September 2008,  

hinsichtlich der Klasse C und der Unterklasse C1 am 10. September  

2009 in Kraft (vgl. § 43 Abs. 16). 

Text 

Fahrprüfung 
 

§ 11. (1) Die Fahrprüfung hat aus einer automationsunterstützten theoretischen und einer praktischen 
Prüfung zu bestehen. 

(2) Die theoretische Prüfung ist unter Bedachtnahme auf die angestrebte Klasse oder Unterklasse (§ 2 Abs. 
1) abzunehmen und hat sich zu erstrecken 
 1. auf die Kenntnis der für das Lenken eines Kraftfahrzeuges maßgebenden Verkehrsvorschriften, 

insbesondere solche, die Straßenverkehrsunfälle verhüten und Verkehrsbehinderungen vermeiden 
sollen, 

 2. auf die notwendigen Kenntnisse für eine umweltfreundliche und wirtschaftliche Benützung des 
Kraftfahrzeuges und 

 3. auf die für das sichere Lenken von Kraftfahrzeugen und das richtige Verhalten bei den im 
Straßenverkehr zu erwartenden besonderen Umstände und Gefahren notwendigen Kenntnisse wie 
insbesondere: 

 a) die Gefahren des Straßenverkehrs zu erkennen und deren Ausmaß abzuschätzen, zum Beispiel im 
Hinblick auf die Fahrbahnbeschaffenheit, die Sichtverhältnisse und auf die Beeinträchtigung anderer 
Straßenbenützer; 

 b) das Fahrzeug zu beherrschen, um keine gefährlichen Verkehrssituationen zu verursachen und sich 
richtig zu verhalten, wenn solche Situationen eintreten; 

 c) die wichtigsten technischen Mängel am Fahrzeug zu erkennen, vor allem solche, die die Sicherheit 
beeinträchtigen, und sie in geeigneter Weise beheben zu lassen; 

 d) alle Umstände zu berücksichtigen, die das Verhalten der Lenker beeinträchtigen (Alkohol, 
Ermüdung, Mängel des Sehvermögens usw.); 

 e) durch ein rücksichtsvolles Verhalten gegenüber den anderen zur Sicherheit aller, vor allem der 
schwächsten und am meisten gefährdeten Verkehrsteilnehmer beizutragen; 

 f) bei Bewerbern um eine Lenkberechtigung für die Klassen B+E, C, C+E, D, D+E und F sowie die 
Unterklassen C1 und C1+E auch auf die hiefür in technischer Hinsicht und im Hinblick auf die 
Eigenart und Bauart der Kraftfahrzeuge und Anhänger notwendigen Kenntnisse. 

(3) Die praktische Prüfung darf erst abgenommen werden, wenn die theoretische Prüfung mit Erfolg 
abgelegt worden ist. Sie ist auf einem zum Verkehr zugelassenen Kraftfahrzeug der Klasse abzunehmen, für die 
der Kandidat eine Lenkberechtigung beantragt hat, unter Berücksichtigung einer beantragten Beschränkung. 
Dieses Kraftfahrzeug muß eine richtige Beurteilung der praktischen Kenntnisse des Kandidaten ermöglichen und 
den Anforderungen des § 12 entsprechen. Der während der Prüfungsfahrt neben dem Kandidaten Sitzende, hat, 
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soweit es ihm möglich ist, Unfällen durch entsprechendes Eingreifen in die Fahrweise des Kandidaten 
vorzubeugen. 

(4) Die praktische Prüfung hat zu umfassen: 
 1. die Vorgangsweise bei den für die Fahrt notwendigen und möglichen Überprüfungen des Zustandes des 

Fahrzeuges, 
 2. Fahrübungen, wie insbesondere Umkehren, Rückwärtsfahren, Anfahren auf Steigungen, Einfahren in 

Parklücken und Ausfahren aus diesen, und Bremsübungen, wie insbesondere Gefahrenbremsungen und 
 3. eine Prüfungsfahrt auch auf Straßen mit starkem Verkehr von 

mindestens 25 Minuten für die Klassen A, B und B+E und von 
mindestens 45 Minuten für die Klassen C, C+E, D, D+E und die Unterklassen C1 und C1+E. 

(4a) Kandidaten für die Fahrprüfung für die Klassen C und/oder D sowie die Unterklasse C1, die die 
Grundqualifikation gemäß § 19a Abs. 1 Güterbeförderungsgesetz 1995 – GütbefG, BGBl. Nr. 593/1995 idF 
BGBl. I Nr. 153/2006, § 14b Abs. 1 Gelegenheitsverkehrs-Gesetz 1996 – GelverkG, BGBl. Nr. 112/1996 idF 
BGBl. I Nr. 153/2006 oder § 44b Abs. 1 Kraftfahrliniengesetz - KflG, BGBl. I Nr. 203/1999 idF BGBl. I Nr. 
153/2006 erwerben wollen, können beantragen, dass die in Abs. 4 Z 3 genannte Prüfungsfahrt um 45 Minuten 
auf insgesamt mindestens 90 Minuten ausgedehnt wird. Bei dieser Prüfungsfahrt ist das rationelle Fahrverhalten 
und die Einhaltung der Verkehrssicherheit zu bewerten und hat das Fahren auf Straßen sowohl innerhalb als 
auch außerhalb des Ortsgebietes zu umfassen und soll nach Möglichkeit in Situationen mit unterschiedlicher 
Verkehrsdichte erfolgen. Dabei gelten die ersten 45 Minuten dieser Prüfungsfahrt als die in Abs. 4 Z 3 genannte 
Prüfungsfahrt für die Erteilung der Lenkberechtigung der jeweiligen Klasse und ist auch gesondert zu beurteilen. 
Über das Bestehen der gesamten 90 minütigen Fahrprüfung hat der Fahrprüfer dem Kandidaten eine Bestätigung 
auszustellen sowie die Eintragung im Führerscheinregister vorzunehmen. 

(5) Nach der Prüfung ist dem Kandidaten bekanntzugeben, ob er die Prüfung bestanden hat. Wenn er die 
Prüfung nicht bestanden hat, ist ihm 

 1. die Begründung hiefür bekanntzugeben und, bei Nichtbestehen der praktischen Prüfung, der 
Durchschlag des Prüfungsprotokolls zu übergeben; 

 2. mitzuteilen, wann die Prüfung frühestens wiederholt werden kann. 

(6) Wurde einer der beiden Prüfungsteile nicht bestanden, so darf dieser nicht vor Ablauf von zwei Wochen 
wiederholt werden. Die theoretische Prüfung ist jedenfalls neuerlich abzulegen, wenn die praktische Prüfung 
nicht innerhalb von 18 Monaten nach Bestehen der theoretischen Prüfung bestanden wurde. 

(6a) Der Kandidat hat für die Abnahme der Fahrprüfung eine Prüfungsgebühr zu entrichten. Diese Gebühr 
fließt der Gebietskörperschaft zu, die den Aufwand der Behörde oder der vom Landeshauptmann bestellten 
Stelle, der die Prüfungseinteilung obliegt, zu tragen hat. Für Amtshandlungen außerhalb des Amtes im Zuge der 
Abnahme der Fahrprüfung sind keine Kommissionsgebühren zu entrichten. 

(6b) Die im Zuge des Verfahrens über die Erteilung oder Ausdehnung der Lenkberechtigung angefallenen 
Kosten inklusive der Prüfungsgebühr für alle beantragten Klassen sind für den Kandidaten auf dem Kostenblatt 
in übersichtlicher Form darzustellen. Ausgenommen davon sind die Kosten der amtsärztlichen Untersuchung, 
die direkt anlässlich dieser Untersuchung zu begleichen sind. 

(7) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat nach den Erfordernissen der 
Verkehrs- und Betriebssicherheit, dem jeweiligen Stand der Technik entsprechend, durch Verordnung die 
näheren Bestimmungen festzusetzen über: 
 1. den Vorgang und den Umfang der theoretischen Prüfung, 
 2. die Mindestanforderungen an die räumliche und technische Ausstattung jener Fahrschulen, die eine 

Ermächtigung als Prüfungsstellen für die theoretische Fahrprüfung beantragen, 
 3. den Vorgang und den Umfang der praktischen Prüfung und das Prüfungsprotokoll, 
 4. die Prüfungsgebühr für die Ablegung der Fahrprüfung sowie die Vergütung der im Rahmen der 

Fahrprüfung anfallenden behördlichen Aufwendungen, 
 5. die Form und den Inhalt des Kostenblattes, 
 6. die Vorgangsweise bei der Ausstellung des Kostenblattes. 
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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2007 Ausgegeben am 1. August 2007 Teil II 

190. Verordnung: Berufskraftfahrer/Berufskraftfahrerin - Ausbildungsordnung 

190. Verordnung des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit über die 
Berufsausbildung im Lehrberuf Berufskraftfahrer/Berufskraftfahrerin 
(Berufskraftfahrer/Berufskraftfahrerin - Ausbildungsordnung) 

Auf Grund der §§ 8, 23, 24 und 27 des Berufsausbildungsgesetzes, BGBl. Nr. 142/1969, zuletzt ge-
ändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 5/2006, wird verordnet: 

Lehrberuf Berufskraftfahrer/Berufskraftfahrerin 

§ 1. (1) Der Lehrberuf Berufskraftfahrer/Berufskraftfahrerin ist mit einer Lehrzeit von drei Jahren 
und folgenden Schwerpunkten eingerichtet: 
 1. Güterbeförderung, 
 2. Personenbeförderung. 

(2) Der Lehrbetrieb hat neben dem Allgemeinen Teil zumindest einen Schwerpunkt zu vermitteln. 
Eine Zusatzausbildung in einzelnen Fertigkeiten und Kenntnissen anderer Schwerpunkte ist möglich. 

(3) Die Schwerpunktausbildung ist jedenfalls im Lehrvertrag und im Lehrabschlussprüfungszeugnis 
durch einen entsprechenden Hinweis neben der Bezeichnung des Lehrberufs zu vermerken. Die Schwer-
punktausbildung kann auch im Lehrzeugnis und im Lehrbrief vermerkt werden. 

(4) Die in dieser Verordnung gewählten Begriffe schließen jeweils die männliche und weibliche 
Form ein. Im Lehrvertrag, Lehrzeugnis, Lehrbrief und im Lehrabschlussprüfungszeugnis ist der Lehrbe-
ruf in der dem Geschlecht des Lehrlings entsprechenden Form (Berufskraftfahrer bzw. Berufskraftfahre-
rin) zu bezeichnen. 

Berufsprofil 

§ 2. Durch die Berufsausbildung im Lehrbetrieb und in der Berufsschule soll der im Lehrberuf Be-
rufskraftfahrer/Berufskraftfahrerin ausgebildete Lehrling allgemeine Kenntnisse in allen Schwerpunkten 
der Güter- und Personenbeförderung erwerben und befähigt werden, die nachfolgenden Tätigkeiten fach-
gerecht, selbstständig und eigenverantwortlich auszuführen: 
 1. Berufskraftfahrer/Berufskraftfahrerin – Schwerpunkt Güterbeförderung: 
 a) Überprüfen der Kraftfahrzeuge auf Fahrbereitschaft, Betriebssicherheit und Verkehrs-

sicherheit, 
 b) Warten der Fahrzeuge, 
 c) systematisches Erkennen und Beurteilen von Störungen an den Fahrzeugen sowie Beheben 

von einfachen Störungen, 
 d) sicheres und gewandtes Lenken von Lastkraftwagen, Kraftwagenzügen und Sattelkraftfahr-

zeugen unter Beachtung der einschlägigen kraftfahrrechtlichen und verkehrsrechtlichen Be-
stimmungen sowie Anwenden einer verkehrssicheren, wirtschaftlichen, umweltbewussten und 
rücksichtsvollen Fahrweise, sowie Leistung Erster Hilfe, 

 e) richtiges Verhalten bei Verkehrsunfällen, sonstigen Zwischenfällen und außergewöhnlichen 
Situationen, sodass auch Vorkommnisse mit weiteren beteiligten Personen abgedeckt sind, 

 f) Behandeln der Beförderungsgüter bei der Lagerung und beim Transport, 
 g) Laden, Stauen und Sichern des Ladegutes, 
 h) Streckenplanung und Terminplanung, 
 i) richtiges Abfassen und Weitergeben von Meldungen über Beschädigungen, Verletzungen und 

andere Vorkommnisse, 
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 j) richtiges Verhalten beim grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr einschließlich der Kenntnis 
der erforderlichen Genehmigungen und der zu leistenden Abgaben, 

 k) Anwenden der Vorschriften über den Güterverkehr, 
 l) kundenorientiertes Verhalten und Betreuung von Kunden, 
 m) rechtzeitiges Erkennen der Auswirkungen von leistungsbeeinflussenden Faktoren. 
 2. Berufskraftfahrer/Berufskraftfahrerin – Schwerpunkt Personenbeförderung: 
 a) Überprüfen der Kraftfahrzeuge auf Fahrbereitschaft, Betriebssicherheit und Verkehrs-

sicherheit, 
 b) Warten der Fahrzeuge, 
 c) systematisches Erkennen und Beurteilen von Störungen an den Fahrzeugen sowie Beheben 

von einfachen Störungen, 
 d) sicheres und gewandtes Lenken von Fahrzeugen zur Personenbeförderung unter Beachtung 

der einschlägigen kraftfahrrechtlichen und verkehrsrechtlichen Bestimmungen sowie Anwen-
den einer verkehrssicheren, wirtschaftlichen, umweltbewussten und rücksichtsvollen Fahrwei-
se, sowie Leistung Erster Hilfe, 

 e) richtiges Verhalten bei Verkehrsunfällen, sonstigen Zwischenfällen und außergewöhnlichen 
Situationen, sodass auch Vorkommnisse mit Passagieren abgedeckt sind, 

 f) Befördern der Fahrgäste unter Berücksichtigung der Besonderheit der Beförderung bestimmter 
Fahrgastgruppen und deren Sicherheit und Komfort, 

 g) Laden, Stauen und Sichern des Gepäcks, 
 h) Streckenplanung und Terminplanung, 
 i) richtiges Abfassen und Weitergeben von Meldungen über Beschädigungen, Verletzungen und 

andere Vorkommnisse, 
 j) richtiges Verhalten beim grenzüberschreitenden Personenverkehr einschließlich der Kenntnis 

der erforderlichen Genehmigungen und der zu leistenden Abgaben, 
 k) Anwenden der Vorschriften über den Personenverkehr, 
 l) kundenorientiertes Verhalten und Betreuung von Kunden sowie von Fahrgästen, 
 m) rechtzeitiges Erkennen der Auswirkungen von leistungsbeeinflussenden Faktoren. 

Berufsbild 

§ 3. (1) Für die Ausbildung im Lehrberuf Berufskraftfahrer/Berufskraftfahrerin wird folgender all-
gemeiner Teil festgelegt. Die angeführten Fertigkeiten und Kenntnisse sind spätestens in dem jeweils 
angeführten Lehrjahr beginnend derart zu vermitteln, dass der Lehrling zur Ausübung qualifizierter Tä-
tigkeiten im Sinne des Berufsprofils befähigt wird, die insbesondere selbstständiges Planen, Durchführen, 
Kontrollieren und Optimieren einschließt. 

(2) Für die Details der zu vermittelnden Kenntnisse und Fertigkeiten der Berufsbildpositionen 2, 10, 
11, 21, 22, 24, 30, 33, 34 und 35 des allgemeinen Teils wird auf die Richtlinie 2003/59/EG über die 
Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge für den Güter- und Perso-
nenkraftverkehr und zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 und der Richtlinie 91/439/EWG 
sowie zur Aufhebung der Richtlinie 76/914/EWG,  ABl. Nr. L 226 vom 10.9.2003, S.4, in der jeweils 
gültigen Fassung verwiesen. 
 

Pos. 1. Lehrjahr 2. Lehrjahr 3. Lehrjahr 
1. Kenntnis über die Aufgaben und den organisatorischen Auf-

bau des Betriebes sowie über die betrieblichen Arbeitsabläufe 
– 

2. Kenntnis über Marktstellung und Organisation des Betriebes (Betriebsbereiche) sowie über das 
wirtschaftliche Umfeld und den Markt (RL 2003/59/EG) 

3. Handhaben und Instandhalten der berufsbezogenen Werkzeuge, Maschinen, Vorrichtungen, 
Einrichtungen, Arbeitsbehelfe, Messgeräte, Prüfgeräte und einfachen Testgeräte 

4. Kenntnisse der Werkstoffe und Hilfsstoffe, ihrer Eigenschaften und Verwendungsmöglichkei-
ten; Grundkenntnisse der Bearbeitungsmöglichkeiten 

5. Einfache berufsbezogene 
Fertigkeiten der Metallbear-
beitung 

Einfache berufsbezogene Fer-
tigkeiten im Weichlöten, Hart-
löten, Gasschmelzschweißen 
und Elektroschweißen 

– 
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Pos. 1. Lehrjahr 2. Lehrjahr 3. Lehrjahr 
6. Grundkenntnisse der Pneu-

matik und Hydraulik 
Grundkenntnisse des Aufbaus 
und der Wirkungsweise der 
mechanischen, hydraulischen 
und pneumatischen Systeme 
der Fahrzeuge 

– 

7. Grundkenntnisse der Elektrik und Elektronik im Fahrzeug – 
8. Kenntnis der im Betrieb 

verwendeten Fahrzeuge, 
Fahrzeugteile und des Zube-
hörs 

– – 

9. Kenntnis und Verwenden der einschlägigen Treibstoffe, 
Schmierstoffe, Reinigungsmittel, Schutzmittel, Pflegemittel 
und Frostschutzmittel 

– 

10. Kenntnis des Aufbaus und der Wirkungsweise der Kraftfahr-
zeugmotoren und der Eigenschaften der kinematischen Kette 
für eine optimierte Nutzung sowie der elektrischen Kraftfahr-
zeuganlagen (RL 2003/59/EG) 

– 

11. Kenntnis des Fahrgestells, der Karosserie, der Lenksysteme, 
der Bremssysteme (Bremsvorgänge) und anderer Sicherheits-
ausstattungen (RL 2003/59/EG) 

– 

12. Grundkenntnisse der Fahr-
zeugwartung 

– – 

13. Einfache Wartungsarbeiten an Fahrzeugen (wie Motor, Auspuffanlage, Batterie, Lichtanlage, 
Filter, Reifen, Felgen, Kraftübertragungsanlage, Bremsanlage) 

14. Einführung in die Fehlerfest-
stellung 

Erkennen und Beurteilen von Störungen, Beheben von einfa-
chen Störungen 

15. – Prüfen und Feststellen der Fahrbereitschaft, Betriebssicherheit 
und Verkehrssicherheit im Sommerbetrieb und im Winterbe-
trieb 

16. Ausführen von kaufmännischen Arbeiten für den Transport (kaufmännisches Rechnen, Schrift-
verkehr, Ausfertigen von für den Transport erforderlichen Papieren) 

17. Kenntnis des einschlägigen Zahlungsverkehrs – 
18. – Handhaben der für die jeweilige Beförderung erforderlichen 

Papiere 
19. Lesen von Straßenkarten, Landkarten und Stadtplänen, Kennt-

nis der wichtigsten inländischen und ausländischen (europäi-
schen) Verkehrswege 

Handhabung von Navigations-
systemen (stationär oder mo-
bil) 

20. – Strecken- und Terminplanung auch unter Berücksichtigung von 
Alternativrouten 

21. – Kenntnis der für das Lenken von Kraftfahrzeugen erforderli-
chen kraftfahrrechtlichen und verkehrsrechtlichen Vorschriften 
(RL 2003/59/EG) 

22. – – Kenntnis und Anwendung 
einer praxisorientierten, ver-
kehrssicheren, wirtschaftli-
chen, umweltbewussten und 
rücksichtsvollen Fahrweise 
(RL 2003/59/EG) 

23. – – An- und Abschleppen, Rangie-
ren, Einfahren in und Ausfah-
ren aus Parklücken und Stell-
plätzen 

24. – Kenntnis der berufsspezifi-
schen Unfallrisken 

Richtiges Verhalten bei Ver-
kehrsunfällen, sonstigen Zwi-
schenfällen und außergewöhn-
lichen Situationen im Straßen-
verkehr sowie Leistung Erster 
Hilfe (RL 2003/59/EG) 
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Pos. 1. Lehrjahr 2. Lehrjahr 3. Lehrjahr 
25. – – Erkennen und Beurteilen von 

im Fahrdienst sich ankündi-
genden oder auftretenden 
Pannen oder Schäden am 
Fahrzeug 

26. – – Richtiges Abfassen und Wei-
tergeben von Meldungen über 
Beschädigungen, Verletzungen 
und andere Vorkommnisse 

27. – – Richtiges Verhalten im Um-
gang mit Behörden und Kun-
den 

28. – – Bedienen des Kontrollgerätes; 
Kenntnis des Führens des 
Fahrtenbuches 

29. – Absolvierung von praktischen Stunden unter Aufsicht eines 
Ausbilders/einer Ausbilderin in einem Fahrtechnikzentrum oder 
in einem leistungsfähigen Simulator 

30. Kenntnis des kundengerechten Verhaltens und der kundengerechten Kommunikation 
(RL 2003/59/EG) 

31. Kenntnis der einschlägigen Beschäftigungs- und Berufsvorschriften und Beförderungsbedin-
gungen im Straßenverkehr 

32. Berufsspezifische Grundkenntnisse des bürgerlichen Rechts und Handelsrechts (unter besonde-
rer Berücksichtigung des Schadenersatzrechts und des Dienstnehmerhaftpflichtrechts), der 
Zollvorschriften, des Strafrechts und des Verwaltungsstrafrechts sowie der wesentlichen be-
rufsbezogenen Vorschriften der Europäischen Union 

33. Kenntnis und Anwendung von Vorbeugemaßnahmen um der Kriminalität und der Schleusung 
illegaler Einwanderer vorzubeugen, auch unter Verwendung von Checklisten (RL 2003/59/EG) 

34. Grundkenntnisse der Ergonomie (RL 2003/59/EG) 
35. Kenntnis der menschlichen Leistungsfähigkeit und möglicher leistungsbeeinflussender Fakto-

ren wie zB Stress, Krankheit, Schlaf und Müdigkeit, Medikamente und Suchtmittel sowie der 
daraus entstehenden Fehler und deren Auswirkungen (RL 2003/59/EG) 

36. Die für den Beruf relevanten Maßnahmen und Vorschriften zum Schutz der Umwelt: Grund-
kenntnisse der betrieblichen Maßnahmen zum sinnvollen Energieeinsatz im berufsrelevanten 
Arbeitsbereich; Grundkenntnisse der im berufsrelevanten Arbeitsbereich anfallenden Reststoffe 
und über deren Trennung, Verwertung sowie über die Entsorgung des Abfalls 

37. Kenntnis der einschlägigen Sicherheitsvorschriften sowie der sonstigen in Betracht kommenden 
Vorschriften zum Schutz des Lebens und der Gesundheit (insbesondere der gültigen arbeits- 
und sozialrechtlichen Vorschriften) 

38. Kenntnis der sich aus dem Lehrvertrag ergebenden Verpflichtungen (§§ 9 und 10 Berufsausbil-
dungsgesetz) 

39. Grundkenntnisse der aushangpflichtigen arbeitsrechtlichen Vorschriften 

(3) Für die Ausbildung in den Schwerpunkten werden folgende ergänzende Berufsbildpositionen 
festgelegt. Die angeführten Fertigkeiten und Kenntnisse sind spätestens in dem jeweils angeführten Lehr-
jahr beginnend derart zu vermitteln, dass der Lehrling zur Ausübung qualifizierter Tätigkeiten im Sinne 
des Berufsprofils befähigt wird, die insbesondere selbstständiges Planen, Durchführen, Kontrollieren und 
Optimieren einschließt. 

(4) Für die Details der zu vermittelnden Kenntnisse und Fertigkeiten der Berufsbildpositionen 1, 2, 6 
und 10 des Schwerpunktes Güterbeförderung bzw. der Berufsbildpositionen 1, 2, 5 und 9 des Schwer-
punktes Personenbeförderung wird auf die Richtlinie 2003/59/EG über die Grundqualifikation und Wei-
terbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge für den Güter- und Personenkraftverkehr und zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 und der Richtlinie 91/439/EWG sowie zur Aufhebung der 
Richtlinie 76/914/EWG, in der jeweils gültigen Fassung verwiesen. 
 1. Schwerpunkt Güterbeförderung: 

Pos. 1. Lehrjahr 2. Lehrjahr 3. Lehrjahr 
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Pos. 1. Lehrjahr 2. Lehrjahr 3. Lehrjahr 
1. – Kenntnis der Behandlung von 

Gütern bei der Lagerung und 
beim Transport, einschließlich 
der einschlägigen Warenkunde 
(RL 2003/59/EG) 

Behandeln von Gütern beim 
Transport (RL 2003/59/EG) 

2. Kenntnis der Ladehilfen 
(RL 2003/59/EG) 

Kenntnis der Ladetechnik und 
der Stautechnik 
(RL 2003/59/EG) 

Laden, Stauen, Sichern des 
Ladegutes, auch unter Ver-
wendung entsprechender Gerä-
te und Vorrichtungen (wie 
Kippeinrichtungen, Ladebag-
ger, Ladebordwand, Ladekran) 
(RL 2003/59/EG) 

3. – – Kenntnis über den Transport 
gefährlicher Güter auf der 
Straße 

4. Kenntnisse der wichtigsten Fachausdrücke für die Güterbeför-
derung 

– 

5. Kenntnisse der Beförderungsverträge – 
6. – Kenntnis der für den Straßengütertransport wesentlichen Be-

stimmungen des Güterbeförderungsrechts (RL 2003/59/EG) 
7. – Kenntnisse der für den Straßengütertransport wesentlichen Ver-

sicherungen (Transport, Lagerung, Fahrzeuge) 
8. – Kenntnis der für das Lenken von Lastkraftwagen, Kraftwagen-

zügen und Sattelkraftfahrzeugen erforderlichen kraftfahrtechni-
schen Vorschriften 

9. – – Lenken von Lastkraftwagen 
(auch über 3,5 t Gesamtge-
wicht), von Kraftwagenzügen 
und Sattelkraftfahrzeugen 
sowie das Ziehen von Anhän-
gern unter Beachtung der ein-
schlägigen kraftfahrrechtlichen 
und verkehrsrechtlichen Be-
stimmungen 

10. – – Ladungsschonende Fahrweise 
(RL 2003/59/EG) 

11. – Grundkenntnisse der wichtigsten fremdsprachigen Fachausdrü-
cke für die Güterbeförderung 

 2. Schwerpunkt Personenbeförderung: 
Pos. 1. Lehrjahr 2. Lehrjahr 3. Lehrjahr 
1. Kenntnis über den Umgang mit Fahrgästen auch mit besonde-

ren Fahrgastgruppen wie zB Behinderten und Kindern 
(RL 2003/59/EG) 

– 

2. – – Verstauen und Sichern des 
Gepäcks (RL 2003/59/EG) 

3. Kenntnisse der wichtigsten Fachausdrücke für die Personenbe-
förderung 

– 

4. Kenntnisse der Formulare und Verträge für die Personenbe-
förderung 

– 

5. – Kenntnis der für die Personenbeförderung wesentlichen Be-
stimmungen des Personenbeförderungsrechts (unter besonderer 
Berücksichtigung des Gelegenheits- und Kraftfahrlinienrechtes) 
(RL 2003/59/EG) 

6. – Kenntnisse der für die Personenbeförderung wesentlichen Ver-
sicherungen (Personen, Unfall, usw.) 

7. – Kenntnis der für das Lenken von Omnibussen erforderlichen 
kraftfahrtechnischen Vorschriften 
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Pos. 1. Lehrjahr 2. Lehrjahr 3. Lehrjahr 
8. – – Lenken von Omnibussen so-

wie das Ziehen von Anhängern 
unter Beachtung der einschlä-
gigen kraftfahrrechtlichen und 
verkehrsrechtlichen Bestim-
mungen 

9. – – Schonende Fahrweise zur 
Gewährleistung der Sicherheit 
und des Komforts der Fahrgäs-
te (RL 2003/59/EG) 

10. – Grundkenntnisse der wichtigsten fremdsprachigen Fachausdrü-
cke für die Personenbeförderung 

(5) Bei der Ausbildung in den fachlichen Kenntnissen und Fertigkeiten ist − unter besonderer Beach-
tung der betrieblichen Erfordernisse und Vorgaben − auf die Persönlichkeitsbildung des Lehrlings zu 
achten, um ihm die für eine Fachkraft erforderlichen Schlüsselqualifikationen bezüglich Sozialkompetenz 
(wie Offenheit, Teamfähigkeit, Konfliktfähigkeit), Selbstkompetenz (wie Selbsteinschätzung, Selbstver-
trauen, Eigenständigkeit, Belastbarkeit), Methodenkompetenz (wie Präsentationsfähigkeit, Rhetorik in 
deutscher Sprache, Verständigungsfähigkeit in den Grundzügen der englischen Sprache) und Kompetenz 
für das selbstgesteuerte Lernen (wie Bereitschaft, Kenntnis über Methoden, Fähigkeit zur Auswahl geeig-
neter Medien und Materialien) zu vermitteln. 

§ 4. (1) Dem Lehrling sind die im Berufsbild und im § 5 festgelegten Fertigkeiten und Kenntnisse 
derart zu vermitteln, dass er 
 1. spätestens zwei Monate nach Beginn des 3. Lehrjahres zur theoretischen Fahrprüfung zwecks 

Erwerb des Lernfahrausweises (§ 122a Abs. 1 des Kraftfahrgesetzes 1967, BGBl. Nr. 267, in der 
geltenden Fassung), 

 2. ab den letzten zwei Monaten der Lehrzeit, jedenfalls aber vor der Lehrabschlussprüfung, zur 
praktischen Fahrprüfung zumindest für die Klassen B und C oder D und 

 3. nach der erfolgreichen Ablegung der praktischen Fahrprüfung oder dem Erwerb der Lenk-
berechtigung, jeweils zumindest für die Klassen B und C oder D, zur Lehrabschlussprüfung an-
treten kann. 

(2) Sofern der Lehrling auf Grund seines Lebensalters den Lernfahrausweis bereits vor Beginn des 
letzten Lehrjahres erwirbt, kann mit der praktischen Fahrausbildung bereits ab diesem Zeitpunkt begon-
nen werden. Der Lehrling kann in diesem Fall bereits ab Beginn des letzten Lehrjahres zur praktischen 
Fahrprüfung für die Klassen B und C oder D antreten. 

§ 5. Dem Berufskraftfahrerlehrling ist vom Lehrberechtigten im Laufe des 3. Lehrjahres im Rahmen 
der Ausbildungszeit Gelegenheit zu geben, eine Ausbildung in Erster Hilfe zu besuchen, sofern diese 
Unterweisung nicht von der Berufsschule vermittelt oder dort angeboten wird. 

§ 6. (1) Die für die theoretische Fahrprüfung (§ 11 Abs. 2 des Führerscheingesetzes, BGBl. I 
Nr. 120/1997, in der geltenden Fassung) erforderliche Ausbildung und die praktische Fahrgrundausbil-
dung sind im Rahmen eines Ausbildungsverbunds mit einer Fahrschule durchzuführen, sofern der Aus-
bildungsbetrieb keine Ermächtigung gemäß § 122a Abs. 4 des Kraftfahrgesetzes 1967 besitzt. 

(2) Die praktische Fahrausbildung (Berufsbildpositionen 22, 23 des allgemeinen Teils, Berufsbildpo-
sition 9 des Schwerpunktes Güterbeförderung bzw. Berufsbildposition 8 des Schwerpunktes Personenbe-
förderung) kann zur Gänze oder teilweise im Rahmen eines Ausbildungsverbunds von einer Fahrschule 
oder von einem anderen hiefür geeigneten Lehrbetrieb durchgeführt werden. Dies ist im Lehrvertrag zu 
vereinbaren. 

Lehrabschlussprüfung 

Gliederung 

§ 7. (1) Die Lehrabschlussprüfung im Lehrberuf Berufskraftfahrer/Berufskraftfahrerin gliedert sich 
in eine theoretische und in eine praktische Prüfung. 

(2) Die theoretische Prüfung umfasst die Gegenstände Angewandte Mathematik und Fachkunde. 

(3) Die theoretische Prüfung entfällt, wenn der Prüfungskandidat das Erreichen des Lehrzieles der 
letzten Klasse der fachlichen Berufsschule für den Lehrberuf Berufskraftfahrer oder den erfolgreichen 
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Abschluss einer die Lehrzeit ersetzenden berufsbildenden mittleren oder höheren Schule nachgewiesen 
hat. 

(4) Die praktische Prüfung umfasst die Gegenstände Prüfarbeit, Beförderungs-Geschäftsfall und 
Grundqualifikation – Theoretischer Teil I und II gemäß der Richtlinie 2003/59/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates (Richtlinie über die Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer bestimm-
ter Kraftfahrzeuge für den Güter- und Personenkraftverkehr und zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 3820/85 des Rates und der Richtlinie 91/439/EWG des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie 
76/914/EWG des Rates) in der jeweils gültigen Fassung. 

Besondere Voraussetzungen für die Zulassung zur Lehrabschlussprüfung 

§ 8. (1) Vom Prüfungskandidat ist als besondere Voraussetzung für die Zulassung zur Lehrab-
schlussprüfung die erfolgreiche Ablegung der praktischen Fahrprüfung zumindest für die Klasse C 
(Schwerpunkt Güterbeförderung) oder zumindest für die Klasse D (Schwerpunkt Personenbeförderung) 
nachzuweisen. Erfüllt ein Prüfungskandidat diese Voraussetzung deswegen nicht, weil er das zur Able-
gung der Fahrprüfung erforderliche Mindestalter nicht erreicht hat, so gilt die Verpflichtung des Lehrbe-
rechtigten gemäß § 9 Abs. 7 des Berufsausbildungsgesetzes zum Ersatz der Prüfungstaxe auch dann, 
wenn dadurch das erstmalige Antreten zur Lehrabschlussprüfung erst nach der Zeit der Weiterverwen-
dung erfolgt. 

(2) Die beim verkehrsrechtlichen Teil der Fahrprüfung abgenommenen Fertigkeiten und Kenntnisse 
sind im Rahmen der Lehrabschlussprüfung nicht mehr zu prüfen. 

Theoretische Prüfung 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 9. (1) Die theoretische Prüfung hat schriftlich zu erfolgen. Sie kann für eine größere Anzahl von 
Prüflingen gemeinsam durchgeführt werden, wenn dies ohne Beeinträchtigung des Prüfungsablaufes 
möglich ist. Die theoretische Prüfung kann auch in rechnergestützter Form erfolgen, wobei jedoch alle 
wesentlichen Schritte für die Prüfungskommission nachvollziehbar sein müssen. 

(2) Die theoretische Prüfung ist grundsätzlich vor der praktischen Prüfung abzuhalten. 

(3) Die Aufgaben haben nach Umfang und Niveau dem Zweck der Lehrabschlussprüfung und den 
Anforderungen der Berufspraxis zu entsprechen. Sie sind den Prüflingen anlässlich der Aufgabenstellung 
getrennt zu erläutern. 

(4) Die schriftlichen Arbeiten des Prüflings sind entsprechend zu kennzeichnen. 

Angewandte Mathematik 

§ 10. (1) Die Prüfung hat nach Angabe je eine Aufgabe aus vier der nachstehenden Bereiche zu um-
fassen: 
 1. Transportspezifische Volumsberechnung und Masseberechnung, 
 2. Berechnung zur Achslast, 
 3. Steigungsberechnung und Neigungsberechnung in Prozenten, 
 4. Berechnung des Kraftstoffverbrauchs, 
 5. Bremswegberechnung, auch unter besonderen Bedingungen, 
 6. fachbezogene Devisenrechnung und Valutenrechnung. 

(2) Das Verwenden von Rechenbehelfen und Tabellen ist zulässig. 

(3) Die Aufgaben sind so zu stellen, dass sie in der Regel in 60 Minuten durchgeführt werden kön-
nen. 

(4) Die Prüfung ist nach 90 Minuten zu beenden. 

Fachkunde 

§ 11. (1) Die Prüfung hat die stichwortartige Beantwortung von Aufgaben aus sämtlichen nachste-
henden Bereichen zu umfassen: 
 1. Beförderungsverträge, 
 2. Transportgüter, 
 3. Personenbeförderung, 
 4. Verkehrsgeographie, 
 5. Kraftfahrzeugkunde, 
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 6. Motorenkunde, 
 7. Wartungskunde, 
 8. facheinschlägige Werkzeuge, Arbeitsbehelfe, Prüfeinrichtungen und Messgeräte, 
 9. Ladehilfen und Lademittel. 

(2) Die Prüfung kann auch in programmierter Form mit Fragebögen erfolgen. In diesem Fall sind aus 
jedem Bereich fünf Aufgaben zu stellen. 

(3) Die Aufgaben sind so zu stellen, dass sie in der Regel in 60 Minuten durchgeführt werden kön-
nen. 

(4) Die Prüfung ist nach 90 Minuten zu beenden. 

Praktische Prüfung 

Prüfarbeit 

§ 12. (1) Die Prüfarbeit umfasst das Prüfen und Feststellen der Fahrbereitschaft, der Betriebssicher-
heit und der Verkehrssicherheit eines Kraftfahrzeuges sowie Beheben einer einfachen Störung und Vor-
nahme einer einfachen Wartungsarbeit oder Instandsetzungsarbeit an einem Kraftfahrzeug. 

(2) Die Prüfungskommission hat unter Bedachtnahme auf den Zweck der Lehrabschlussprüfung, die 
Anforderungen der Berufspraxis und die Schwerpunktausbildung jedem Prüfling eine Prüfarbeit zu stel-
len, die in der Regel in 70 Minuten ausgeführt werden kann. Dabei haben beim Schwerpunkt Güterbeför-
derung 30 Minuten auf die Bereiche Sicherung der Ladung und Sicherheitsvorschriften, Vorbeugung von 
Kriminalität und Schleusung illegaler Einwanderer, Gesundheitsschutz und Notfälle gemäß der Richtlinie 
2003/59/EG, Anhang 1, Abschnitt 2,1 Z 2.2. lit. b sublit. ii zu entfallen. Beim Schwerpunkt Personenbe-
förderung haben 30 Minuten auf die Bereiche Sicherheit und Komfort der Fahrgäste, Sicherung der La-
dung und Sicherheitsvorschriften, Vorbeugung von Kriminalität und Schleusung illegaler Einwanderer, 
Gesundheitsschutz und Notfälle gemäß der Richtlinie 2003/59/EG; Anhang 1, Abschnitt 2, Z 2.2. lit. b 
sublit. ii zu entfallen. 

(3) Die Prüfung ist nach 100 Minuten zu beenden. 

(4) Für die Bewertung der Prüfarbeit sind folgende Kriterien maßgebend: 
 1. Übereinstimmung mit den kraftfahrrechtlichen, verkehrsrechtlichen und kraftfahrtechnischen 

Vorschriften, 
 2. nachhaltige Funktionsfähigkeit, 
 3. fachgerechtes Verwenden der richtigen Werkzeuge, Hilfsmittel und Materialien, 
 4. fachgerechtes Verwenden der richtigen Messgeräte, Prüfgeräte und Kontrollgeräte zur Eingren-

zung und Behebung der Störungen. 

Beförderungs-Geschäftsfall 

§ 13. (1) Die Prüfung hat schriftlich zu erfolgen. 

(2) Die Prüfung hat nach Angabe der Prüfungskommission einen Beförderungs-Geschäftsfall unter 
Verwendung von Formularen, Tabellen, Straßenkarten und Rechenbehelfen zu umfassen, wobei sämtli-
che nachstehenden Fertigkeiten nachzuweisen sind: 
 1. praxisgerechte Ausfertigung von zB EU-Dokumenten, Frachtpapieren, Zollpapieren und Spediti-

onspapieren, 
 2. den auf die Abwicklung des Transportgeschäfts Bezug habenden Schriftverkehr und Zahlungs-

verkehr, 
 3. Streckenplanung und Terminplanung. 

(3) Die Prüfungskommission hat unter Bedachtnahme auf den Zweck der Lehrabschlussprüfung, die 
Anforderungen der Berufspraxis und die Schwerpunktausbildung jedem Prüfling eine Aufgabe zu stellen, 
die in der Regel in 60 Minuten ausgearbeitet werden kann. Die schriftliche Arbeit kann auch in rechner-
gestützter Form durchgeführt werden, wobei jedoch alle wesentlichen Arbeitsschritte für die Prüfungs-
kommission nachvollziehbar sein müssen. 

(4) Die Prüfung ist nach 80 Minuten zu beenden. 

Grundqualifikation - Theoretischer Teil I gemäß der Richtlinie 2003/59/EG 

§ 14. (1) Die Prüfung hat gemäß der Richtlinie 2003/59/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates über die Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge für den Gü-
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ter- und Personenkraftverkehr, Anhang 1, Abschnitt 2, Z 2.2. lit. a sublit. i, schriftlich mit Multiple-
Choice-Fragen oder Fragen mit direkter Antwort oder mit einer Kombination beider Systeme zu erfolgen. 

(2) Die Prüfung hat unter Berücksichtigung der Schwerpunktausbildung Aufgaben aus den nachste-
henden Bereichen zu umfassen: 
 1. Schwerpunkt Güterbeförderung: 
 a) Eigenschaften der kinematischen Kette für eine optimierte Nutzung, 
 b) Technische Merkmale und Funktionsweise der Sicherheitsausstattung für die Fahrzeugbeherr-

schung, Verschleißminimierung und Verhinderung von Fehlfunktionen, 
 c) Optimierung des Kraftstoffverbrauchs, 
 d) Sicherung der Ladung und Sicherheitsvorschriften, 
 e) Sozialrechtliche Rahmenbedingungen und Vorschriften für den Straßenverkehr, 
 f) Vorschriften für den Güterverkehr, 
 g) Risiken des Straßenverkehrs und Verhinderung von Arbeitsunfällen, 
 h) Vorbeugung von Kriminalität und Schleusung illegaler Einwanderer, 
 i) Gesundheitsschutz, 
 j) Körperliche und geistige Verfassung, 
 k) Notfälle, 
 l) imagesteigerndes Verhalten, 
 m) wirtschaftliches Umfeld des Güterkraftverkehrs und der Marktordnung. 
 2. Schwerpunkt Personenbeförderung: 
 a) Eigenschaften der kinematischen Kette für eine optimierte Nutzung, 
 b) Technische Merkmale und Funktionsweise der Sicherheitsausstattung für die Fahrzeugbeherr-

schung, Verschleißminimierung und Verhinderung von Fehlfunktionen, 
 c) Optimierung des Kraftstoffverbrauchs, 
 d) Sicherheit und Komfort der Fahrgäste, 
 e) Sicherung der Ladung und Sicherheitsvorschriften, 
 f) Sozialrechtliche Rahmenbedingungen und Vorschriften für den Straßenverkehr, 
 g) Vorschriften für den Personenverkehr, 
 h) Risiken des Straßenverkehrs und Verhinderung von Arbeitsunfällen, 
 i) Vorbeugung von Kriminalität und Schleusung illegaler Einwanderer, 
 j) Gesundheitsschutz, 
 k) Körperliche und geistige Verfassung, 
 l) Notfälle, 
 m) imagesteigerndes Verhalten, 
 n) wirtschaftliches Umfeld des Personenkraftverkehrs und der Marktordnung. 

(3) Die Prüfungskommission hat unter Bedachtnahme auf den Zweck der Lehrabschlussprüfung und 
die Anforderungen der Berufspraxis jedem Prüfling Aufgaben zu stellen, die in der Regel in 220 Minuten 
ausgearbeitet werden können. Die schriftliche Arbeit kann auch in rechnergestützter Form durchgeführt 
werden, wobei jedoch alle wesentlichen Arbeitsschritte für die Prüfungskommission nachvollziehbar sein 
müssen. 

(4) Die Prüfung ist nach 240 Minuten zu beenden. 

Grundqualifikation - Theoretischer Teil II gemäß der Richtlinie 2003/59/EG 

§ 15. (1) Die Prüfung hat gemäß der Richtlinie 2003/59/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates über die Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge für den Gü-
ter- und Personenkraftverkehr, Anhang 1, Abschnitt 2, Z 2.2. lit. a sublit. ii, in Form eines Fachgesprä-
ches zu erfolgen. 

(2) Das Fachgespräch ist vor der gesamten Prüfungskommission abzulegen. 

(3) Das Fachgespräch hat sich aus der praktischen Tätigkeit im Rahmen der Prüfarbeit heraus zu 
entwickeln. Hiebei ist unter Verwendung von Fachausdrücken das praktische Wissen des Prüflings fest-
zustellen. 

(4) Die Themenstellung hat dem Zweck der Lehrabschlussprüfung, den Anforderungen der Berufs-
praxis und der Schwerpunktausbildung zu entsprechen. Hiebei sind einschlägige Demonstrationsgegens-
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tände, Werkzeuge oder Schautafeln heranzuziehen. Fragen über Fahrdynamik, wesentliche arbeitsrechtli-
che Vorschriften im Straßentransport, einschlägige Sicherheitsvorschriften und Unfallverhütung sind mit 
einzubeziehen. Die Prüfung ist in Form eines möglichst lebendigen Gesprächs mit Gesprächsvorgabe 
durch Erörterung von Praxissituationen oder Problemen zu führen. 

(5) Das Fachgespräch soll für jeden Prüfling 20 Minuten dauern. Eine Verlängerung um höchstens 
zehn Minuten hat im Einzelfall zu erfolgen, wenn der Prüfungskommission ansonsten eine zweifelsfreie 
Bewertung der Leistung des Prüfungsergebnisses nicht möglich ist. 

Wiederholungsprüfung 

§ 16. (1) Die Lehrabschlussprüfung kann wiederholt werden. 

(2) Wenn bis zu drei Gegenstände mit „Nicht genügend“ bewertet wurden, ist die Wiederholungs-
prüfung auf die mit „Nicht genügend“ bewerteten Gegenstände zu beschränken. 

(3) Wenn mehr als drei Gegenstände mit „Nicht genügend“ bewertet wurden, ist die gesamte Prü-
fung zu wiederholen. 

Eingeschränkte Zusatzprüfung 

§ 17. (1) Nach erfolgreich abgelegter Lehrabschlussprüfung in den Lehrberufen Baumaschinen-
technik, Kraftfahrzeugelektriker, Kraftfahrzeugtechnik oder Landmaschinentechniker kann eine Zusatz-
prüfung im Lehrberuf Berufskraftfahrer/Berufskraftfahrerin abgelegt werden. Diese erstreckt sich auf die 
Gegenstände Prüfarbeit im Umfang des § 12 Abs. 1 ohne die Bereiche „Beheben einer einfachen Störung 
und Vornahme einer einfachen Wartungs- oder Instandsetzungsarbeit an einem Kraftfahrzeug“, Beförde-
rungs-Geschäftsfall sowie auf die Gegenstände Grundqualifikation – Theoretischer Teil I und II gemäß 
der Richtlinie 2003/59/EG. Für diese Zusatzprüfung gelten die §§ 8 und 12 bis 16 sinngemäß. 

(2) Nach erfolgreich abgelegter Lehrabschlussprüfung im Lehrberuf Speditionskauf-
mann/Speditionskauffrau kann eine Zusatzprüfung im Lehrberuf Berufskraftfahrer/Berufskraftfahrerin 
abgelegt werden. Diese erstreckt sich auf den Gegenstand Prüfarbeit sowie auf die Gegenstände Grund-
qualifikation – Theoretischer Teil I und II gemäß der Richtlinie 2003/59/EG. Für diese Zusatzprüfung 
gelten die §§ 8, 12, 14, 15 und 16 sinngemäß. 

Vorbereitung auf die Lehrabschlussprüfung gemäß § 23 Abs. 5 lit. a des Berufsausbildungsgesetzes 

§ 18. (1) Ein Kurs zur Vorbereitung auf die Lehrabschlussprüfung gemäß § 23 Abs. 5 lit. a des Be-
rufsausbildungsgesetzes hat zumindest 280 Lehreinheiten zu je 50 Minuten zu umfassen. 

(2) Der Kurs hat sich jedenfalls auf die nachstehenden Gegenstände mit der hiebei angegebenen 
Mindestanzahl an Lehreinheiten zu erstrecken. In den Gegenständen sind die Fertigkeiten und Kenntnisse 
der angegebenen Berufsbildpositionen zu vermitteln. 

Pos. Allgemeine Gegenstände 
(Die in Klammer angeführten Berufsbildpositionen beziehen sich auf 
den allgemeinen Teil des Berufsbildes.) 

Mindestanzahl der 
Lehreinheiten 

1. Einfache berufsbezogene Fertigkeiten der Metallbearbeitung (Be-
rufsbildpositionen 3 bis 5) 

40 

2. Fahrzeugkunde und Fahrzeugwartung (Berufsbildpositionen 6 bis 15 
und 25) 

60 

3. Kaufmännische Tätigkeit und Administration (Berufsbildpositionen 
16 bis 20 und 26 bis 28) 

50 

4. Fachrechnen (Maß-, Volums- und Masseberechnung, Achslast, 
Kraftstoffverbrauch, Hubraum, Leistung und Leistungsgewicht, 
geradlinige und kreisförmige Bewegung, gleichförmige und un-
gleichförmige Bewegung, Reibung und Reibungskräfte, Kräfte- und 
Druckverhältnisse an Brems- und Hebeanlagen, Steigung und Nei-
gung, Bremsweg, Anhalteweg, fachbezogene Devisen- und Valuten-
rechnung) 

28 

5. Rechtsvorschriften, die für den Berufskraftfahrer von Bedeutung sind 
(Berufsbildpositionen 21, 31, 37 und 39) 

36 

6. Unfallverhütung und Gesundheitsschutz (Berufsbildpositionen 24 
und 36) 

8 

Pos. Gegenstände für den Schwerpunkt Güterbeförderung 
(Die in Klammer angeführten Berufsbildpositionen beziehen sich auf 
den Schwerpunkt Güterbeförderung.) 

Mindestanzahl der 
Lehreinheiten 
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7a. Ladegut und Ladetechnik (einschließlich Gefahrgut) sowie Fahrdy-
namik (Berufsbildpositionen 1 bis 3 und 10) 

20 

8a. Kaufmännische Tätigkeit und Administration (Berufsbildpositionen 
3 bis 5 und 7) 

10 

9a. Rechtsvorschriften, die für den Berufskraftfahrer von Bedeutung sind 
(Berufsbildpositionen 3, 6 und 8) 

8 

10a. Fremdsprachige Fachausdrücke für die Güterbeförderung (Berufs-
bildposition 11) 

20 

Pos. Gegenstände für den Schwerpunkt Personenbeförderung 
(Die in Klammer angeführten Berufsbildpositionen beziehen sich auf 
den Schwerpunkt Personenbeförderung.) 

Mindestanzahl der 
Lehreinheiten 

7b. Umgang mit Fahrgästen auch mit besonderen Fahrgastgruppen wie 
Behinderten und Kindern und Ladetechnik (Berufsbildpositionen 1, 2 
und 9) 

10 

8b. Kaufmännische Tätigkeit und Administration (Berufsbildpositionen 
3, 4 und 6) 

10 

9b. Rechtsvorschriften, die für den Berufskraftfahrer von Bedeutung sind 
(Berufsbildpositionen 5 bis 7) 

18 

10b. Fremdsprachige Fachausdrücke für die Personenbeförderung (Be-
rufsbildposition 10) 

20 

(3) Voraussetzung zur Aufnahme in den Kurs ist der Nachweis (Zeugnis oder Beschäftigungsbestä-
tigung), dass der Bewerber zumindest eineinhalb Jahre lang Kraftfahrzeuge mit mindestens der Führer-
scheinklasse B berufsmäßig gelenkt hat. Lenkzeiten im Rahmen des Präsenz- oder Ausbildungs- oder 
Zivildienstes sind über Antrag einzurechnen. 

(4) Für Kursbesucher, die den Erwerb einschlägiger Kenntnisse und Fertigkeiten der Metall-
bearbeitung nachweisen, entfällt der Gegenstand Pos. 1 „Einfache berufsbezogene Fertigkeiten der Me-
tallbearbeitung“. 

(5) Wer einen Kurs gemäß Abs. 1 und 2 durchführen will, hat einen diesbezüglichen Antrag an den 
Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit zu stellen und die die Kursveranstaltung betreffenden Unterla-
gen anzuschließen. Ergibt sich auf Grund der Prüfung, dass durch den Kurs die im Abs. 2 angeführten 
Kenntnisse und Fertigkeiten im erforderlichen Ausmaß vermittelt werden, so hat der Bundesminister für 
Wirtschaft und Arbeit dem Antragsteller die Bewilligung zur Durchführung eines solchen Kurses zu 
erteilen. 

(6) Die von den Wirtschaftskammern und Arbeiterkammern sowie von Bildungseinrichtungen, die 
von diesen Interessenvertretungen getragen werden, angebotenen Kurse bedürfen keiner Bewilligung 
gemäß Abs. 5. 

(7) Wenn die Voraussetzungen gemäß Abs. 5 nicht mehr gegeben sind, ist dem Bewilligungsinhaber 
eine angemessene, höchstens sechswöchige Frist zur Behebung der Mängel zu setzen. Werden die Män-
gel innerhalb der gesetzten Frist nicht behoben, so hat der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit die 
Bewilligung zu widerrufen. 

(8) Andere als die in Abs. 6 genannten Kursanbieter, die mit Stichtag 30. Juni 2007 gemäß der vor 
dem In-Kraft-Treten dieser Verordnung geltenden Rechtslage Kurse ohne Bewilligung durchführen, ha-
ben spätestens bis Ablauf des 30. November 2007 einen Antrag auf Bewilligung zur Fortführung des 
Kurses an den Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit zu stellen. 

Schlussbestimmungen und In-Kraft-Treten 

§ 19. (1) Die Bestimmungen der §§ 1 bis 6 und 18 betreffend die Ausbildungsvorschriften für den 
Lehrberuf Berufskraftfahrer/Berufskraftfahrerin sowie den Kurs zur Vorbereitung auf die Lehrabschluss-
prüfung treten mit 1. Juli 2007 in Kraft. 

(2) Die Bestimmungen der §§ 7 bis 17 betreffend die Lehrabschlussprüfung für den Lehrberuf Be-
rufskraftfahrer/Berufskraftfahrerin treten mit 1. Jänner 2008 in Kraft. 

(3) Die Ausbildungsordnung für den Lehrberuf Berufskraftfahrer, BGBl. II Nr. 152/1998, zuletzt ge-
ändert durch die Verordnung BGBl. II Nr. 177/2005, tritt unbeschadet Abs. 4 und 6 mit Ablauf des 
30. Juni 2007 außer Kraft. 
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(4) Lehrlinge, die am 30. Juni 2007 im Lehrberuf Berufskraftfahrer ausgebildet werden, können ge-
mäß der in Abs. 3 angeführten Ausbildungsordnung bis zum Ende der vereinbarten Lehrzeit weiter aus-
gebildet werden und können bis ein Jahr nach Ablauf der vereinbarten Lehrzeit zur Lehrabschlussprüfung 
entsprechend den in der Ausbildungsordnung gemäß Abs. 3 enthaltenen Prüfungsvorschriften antreten. 

(5) Die Lehrzeiten, die im Lehrberuf Berufskraftfahrer gemäß der in Abs. 3 angeführten Ausbil-
dungsordnung zurückgelegt wurden, sind auf die Lehrzeit im Lehrberuf Berufskraftfah-
rer/Berufskraftfahrerin gemäß dieser Verordnung voll anzurechnen. 

(6) Für Personen, die im Wege der Zulassungsbestimmungen des § 23 Abs. 5 Berufsausbildungsge-
setz zur Lehrabschlussprüfung antreten, finden bis 31. Dezember 2007 die in der Ausbildungsordnung 
gemäß Abs. 3 enthaltenen Prüfungsvorschriften Anwendung. 

Bartenstein 




